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50
So, da ist sie: die 50. Ausgabe der 
drei. Fünfzig Mal ist diese Zeitung 
erschienen, als Beilage in der Publik, 
als Zeitung des ver.di-Fachbereiches 
mit der Nummer drei oder auch dem 
Namensungetüm »Gesundheit, Sozia-
le Dienste, Wohlfahrt und Kirchen«. 
Am Anfang fiel uns kein gescheiter 
Namen ein, da nahmen wir einfach 
die Fachbereichszählung. Grandios. 
Aber, keine Sorge, wir schreiben nicht 
über uns, wie toll wir sind. Nur ein 
kleiner Gedanke, den will ich mit 
Euch teilen.

Die Zeitung folgt einem Grund-
satz, niedergelegt in Richtlinien: Sie 
soll »nützlich sein für unsere Mitglie-
der«, die Interessen der Mitglieder 
aufgreifen im betrieblichen und be-
rufspolitischen Alltag, so die Aufga-
benstellung für die Redaktion.

Eine Nützlichkeit soll die drei also 
sein. Englisch: ein tool. Ein Hilfsmit-
tel, ein Werkzeug. Das Werkzeug soll 
verständlich sein, einfach zu handha-
ben und von konkretem Nutzen. 
Werkzeuge sind nötig, um die Umwelt 
zu verändern. Sie entstanden mit der 
Menschwerdung und beeinflussten 
diese. Der Faustkeil stand am Anfang. 
Wenn man sich Werkzeuge ansieht, 
kann man daraus auf den Stand der 
Menschwerdung Rückschlüsse ziehen.

Ob unser heutiges Werkzeug für 
das Gewerkschaftsmitglied stets so 
richtig nützlich ist, das müssen die 
Leserinnen und Leser beantworten. 
Wir freuen uns, wenn ihr Anregungen 
habt, wie wir diese Werkzeuge weiter 
verbessern können. Das geht an Euch, 
denn das ist Eure drei. An uns geht 
auch was: Wir von der Redaktion soll-
ten kritischer mit uns selbst sein und 
fragen, ob wir nicht bessere Werkzeu-
ge haben bzw. wo wir die vorhande-
nen noch raffinierter machen können.

Um dieses herauszubekommen, 
müssen wir die Werkzeuge auch 
benutzen und anwenden. Die drei  
am Küchentisch zu lesen, ist gut.  
Sie aber als Werkzeug zu verstehen, 
um mit ver.di zu handeln, würde sie 
zur Waffe machen. Handeln bringt 
Erkenntnisgewinne, folglich steht  
am Anfang die Tat. Beim Vorwärts-
schreiten im Kampf für unsere Rechte 
werden wir lernen, unsere drei besser 
zu machen und uns allen nutzbrin-
gend neue Werkzeuge an die Hand  
zu geben.

Lasst uns nützlich sein, machen 
wir uns an die nächsten 50 Ausgaben, 
vermerkt optimistisch

                      Euer Michael Quetting                    	
			 

Nützlich
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Vereinbarungen zu Notdiensten während der Warnstreiks belegen Personalmangel
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sofort ... ... aber wohin 

zuerst?

PAUSE?

Weit mehr als 300.000 Beschäftigte 
haben in den Tarifverhandlungen des 
öffentlichen Dienstes mit Warnstreiks 
Druck für ein gutes Ergebnis gemacht. 
Mit dabei etliche Belegschaften aus 
dem Gesundheits- und Sozialwesen.  
In Krankenhäusern haben Geschäfts-
leitungen in der Regel eine Notdienst-
Vereinbarung mit ver.di unterschrieben. 
Sie stellt sicher, dass keine Patienten 
wegen des Streiks zu Schaden kom-
men. Vielerorts haben diese Verträge 
deutlich gemacht: Jeden Tag herrscht 
Not. Denn mittlerweile wird im Alltag 
kaum mehr Personal eingesetzt als im 
Notdienst. Sie haben aber auch ge-
zeigt: Vereinbarungen über personelle 
Mindeststandards sind machbar.

Besetzung wie am Wochenende
»Notdienst-Vereinbarungen geben 
Sicherheit und sorgen dafür, dass in 
den Teams keine Konflikte entstehen«, 
sagt Karola Fuchs, Betriebsratsvorsit-
zende im Klinikum Idar-Oberstein. »Bei 
uns war allen klar, dass jeder, der zum 
Warnstreik rausgeht, für diejenigen 
mitstreikt, die drin bleiben müssen.« 

Bei zwei Warnstreiks in dem rheinland-
pfälzischen Krankenhaus konnten aller-
dings nur wenige Pflegekräfte von 
bettenführenden Normalstationen 
dabei sein. Denn dort sollten der Ver-
einbarung zufolge in Früh- und Spät-
schicht jeweils zwei qualifizierte Pflege-
kräfte Notdienst leisten – so wie 
normalerweise am Wochenende. »Es 
gibt aber auch wochentags kaum noch 
Stationen, auf denen mehr als zwei 
Examinierte im Dienst sind«, so Fuchs, 
die auch Mitglied der Bundestarifkom-
mission von ver.di ist. Das sei 2008 
noch anders gewesen, als in Idar-Ober-
stein erstmals eine formelle Notdienst-
Vereinbarung geschlossen wurde. »Da 
hatten wir in der Regel drei, vier Pfle-
gekräfte auf den Stationen. Der Unter-
schied zur Wochenendbesetzung war 
noch deutlich zu spüren.«

Fuchs ist dennoch davon über-
zeugt, dass die Arbeitgeber durch die 
Aktionen stark unter Druck gesetzt 
wurden. »Von den sieben OP-Sälen 
sind an den Warnstreiktagen bei uns 
nur drei gelaufen – das kostet richtig 
Geld.« Auch ein längerer Arbeitskampf 
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sei trotz des Personalmangels möglich, 
betont die Gewerkschafterin. Dann 
würden sich infolge der OP-Schließun-
gen nach und nach die Betten leeren. 
Der Effekt einzelner Streiktage auf den 
Stationen sei aber begrenzt.

»Schlicht zu wenig Personal«
Das hat auch Peter Stöckel von der  
ver.di-Streikleitung im Klinikum Sindel-
fingen erlebt. Vier Pflegekräfte mussten 
laut Notdienst-Vereinbarung während 
der Arbeitsniederlegungen in den Ab-
teilungen bleiben, die jeweils zusam-
men drei Stationen umfassen. In der 
Vergangenheit seien es noch fünf Kol-
leginnen im Notdienst gewesen. »Fünf 
Pflegekräfte ist in diesem Arbeitsbe-
reich jedoch eher die Regelbesetzung 
als die Ausnahme«, so Stöckel. »Das 
hat noch einmal gezeigt: Es gibt 
schlicht zu wenig Personal. Als ich 
1991 hier angefangen habe, hatten  
wir noch vier bis fünf Vollkräfte pro 
Station – nicht für drei Stationen.«

Anderer Ort, ähnliche Situation:  
In der Universitätsmedizin Mannheim 
(UMM) hatten ver.di und Geschäftslei-
tung nach längeren Verhandlungen 
vereinbart, dass auf einer Normalstati-
on mit mindestens 20 Betten zwei 
ausgebildete Pflegekräfte Notdienst 
leisten müssten. »Einige Kolleginnen 
haben uns gesagt, sie wären froh, 
wenn auch sonst immer zwei Exami-
nierte da wären«, berichtet Betriebsrat 
Bernd Gräf. »Auf einer Station mussten 
wir sogar einen Schüler bitten, nicht an 
der Aktion teilzunehmen, weil die Stati-
onsleitung – die sich krank zum Dienst 
geschleppt hatte – sonst vermutlich 
zusammengebrochen wäre.«

ver.di will die Erfahrungen mit Not-
diensten nun nutzen, um die Debatte 
über Personalbemessung zu forcieren. 
»Wir Betriebsräte am UMM fordern 
schon seit längerem Mindestbesetzun-
gen beim Personal«, erklärt Gräf. »Mit 
der Notdienst-Vereinbarung haben wir 
jetzt immerhin einen Fuß in der Tür.« 
Schließlich habe die Geschäftsleitung in 
diesem Vertrag mit der Gewerkschaft 
zugegeben, dass die Patientenversor-
gung unterhalb des festgelegten Mini-
mums gefährdet ist. Daran werde der 
Betriebsrat bei Dienstplankontrollen 
erinnern. »Wenn der Arbeitgeber wäh-
rend eines zweistündigen Warnstreiks 
zwei Examinierte pro Station für uner-
lässlich hält, wird er im Zweifelsfall vor 
Gericht kaum begründen können, 
warum das für den Alltag nicht gelten 
soll«, sagt Gräf.

Zum Thema machen
Tobias Michel, Betriebsrat am Essener 
Alfried-Krupp-Krankenhaus, kritisiert, 
dass die dortige Klinikleitung die De-
batte über Mindestbesetzungen sonst 
mit der Behauptung abtue, bei einem 
Beschäftigten pro Station sei das Mini-
mum erreicht. »Personelle Mindeststan-
dards bezeichnen sie als Eingriff in ihr 
unternehmerisches Direktionsrecht.« 
Als der Warnstreik drohte, habe der 
Arbeitgeber hingegen nur zu gerne mit 
ver.di Mindestbesetzungen festge-
schrieben, die von der Gewerkschaft 
sichergestellt werden sollten. »Im Ar-
beitskampf stellen sich solche Fragen 
offenbar viel klarer und einfacher als im 
betrieblichen Alltag«, so Michel. »Das 
wird Thema in der Betriebsversamm-
lung«, kündigt er an.

Jeden Tag ist Not! Jeden Tag ist Not! 
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in der rechtlichen Grauzone  
Seite 3
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UMFRAGE

Schön ist es, wenn die Sonne 
scheint. Bei der Arbeit kann die 
Hitze aber ganz schön belastend 
sein. Klimaanlage, Fächer und 
Eiscreme können helfen, stehen 
aber nicht immer zur Verfügung. 
Wir wollten wissen: Wie ergeht es 
Euch bei heißem Sommerwetter 
am Arbeitsplatz? Was tut Ihr ge-
gen die Hitze? Geantwortet haben 
Kolleginnen des Berliner Kranken-
hauskonzerns Vivantes.
 

»Viel trinken, 
Mütze absetzen, 
in die Kühlzelle stellen, 
ruhiger arbeiten.«

Maxine Musterfrau
Patientenbegleitservice

»Wenn es zu heiß wird, ziehe ich 
dementsprechend weniger an. 
Aber irgendwas muss ja an- 
bleiben. Dann wird viel getrun-
ken und insgesamt einen Gang 
runtergeschaltet. Sonst ist es  
ja nicht auszuhalten. «

Maxine Musterfrau
Post- und Botendienst

»Ich habe gar keine Probleme 
damit, sondern arbeite gerne, 
wenn es heiß ist. Ich muss im-
mer rein und raus und freue 
mich über Hitze. Da macht die 
Arbeit noch mehr Spaß.«

Maxine Musterfrau
Speisenversorgung/Kantine

»Wie helft Ihr Euch bei der Arbeit bei großer Hitze?«

ZWISCHENRUF

Auszubildende gehören zur Beleg-
schaft. Sie wählen den Betriebsrat 
mit und dürfen kandidieren. Die 
Bundearbeitsrichter fassten nun den 
Ausdruck »zu ihrer Berufsausbildung 
Beschäftigte« (BetrVG §5 (1) Satz 1) 
deutlich weiter. Auch Schülerinnen 
zur Physiotherapie, für MTA-L oder 
MTA-R fallen so unmittelbar in die 
Mitbestimmung, falls sie mit der 
Schule des Arbeitgebers einen Ver-
trag über ihre Berufsausbildung 
geschlossen haben. Denn Gesetze 
schreiben vor, dass sie vor ihrer 
Prüfung auch praktische Ausbildung 
nachweisen müssen; und sie werden 
auf die im Betrieb erworbenen prak-
tischen Kenntnisse geprüft.

»Dass keine Ausbildungsvergü-
tung gezahlt wird, ist unerheblich. 
(…) Der Umstand, dass die Schüler 
während der praktischen Ausbildung 
nicht selbständig arbeiten, sondern 
unter ständiger Aufsicht der im 
Krankenhaus tätigen Arbeitnehmer 
agieren, (spricht) nicht gegen, son-
dern für die Arbeitnehmereigen-
schaft. (…) Unerheblich ist auch, 
dass im Rahmen der Ausbildung der 
praktische Ausbildungsteil im Ge-
gensatz zum theoretisch/praktischen 
Unterricht stundenmäßig weniger 
als die Hälfte der Ausbildung be-
trägt.«

Der Betriebsrat bestimmt mit, 
falls Schulgeld verlangt wird, ebenso 
bei Ausbildungszeiten und Urlaub 
(Ferien) sowie beim Zugang zu Sozi-
aleinrichtungen (Parken, Kantine).

Die Entscheidung (BAG, Be-
schluss 06.11.2013, 7 ABR 76/11) 
trifft ebenso auf das PersVG, das 
MVG und die MAVO zu.           - tob

   	

Zur Ausbildung 
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Zu drei.49, Seiten 4/5: 
»Die Vampire sind los«

Daniel Behruzi hat wichtige Methoden 
der privaten Klinikkonzerne zur Pro-
fitsteigerung zusammengetragen. Er 
schreibt unter anderem: »Sie speziali-
sieren sich oft auf lukrative Fälle, wäh-
rend öffentliche Häuser der Maximal-
versorgung verpflichtet sind, alle 
Patienten aufzunehmen. Das drückt 
sich beispielsweise im Index der durch-
schnittlichen Fallschwere (Case Mix 
Index) aus. Dieser (…) ist in Privatklini-
ken deutlich höher und steigt schneller 
als in öffentlichen oder freigemeinnüt-
zigen Häusern.« 
So richtig der erste Satz ist, so wenig 
zielführend die Begründung:
1.	Der CMI-Anstieg ist nicht verwertbar, 

weil der jährliche Wechsel im DRG-
Katalog zu einer Veränderung des 
CMI führt, der herausgerechnet 
werden müsste. Hinzu kommt, dass 
über die Jahre immer wieder leichte 

Fälle weggefallen sind, weil sie nun 
ambulant behandelt werden.

2.	Normalerweise ist ein höherer CMI 
Ergebnis von höherer Fallschwere, 
dem stehen dann auch höhere 
Kosten gegenüber. Ob der Gewinn 
höher ist, ist fraglich und hängt 
nicht von der Höhe des CMI ab, 
sondern von der Differenz zwi-
schen den Preisen für einen be-
stimmten CMI und den Kosten.

3.	Ein höherer CMI kann Ergebnis von 
Upcoding (also der systematisch zu 
hohen Einstufung von Patienten) 
sein, dann hat man mehr Gewinne. 
Upcoding machen aber sicherlich 
alle (auch die öffentlichen) in ei-
nem gewissen Maß – das ist die 
Logik des Preissystems, dem alle 
unterliegen. Ob die Privaten mehr 
oder »besser« upcoden ist nicht 
nachgewiesen und ließe sich ver-
mutlich auch schwer nachweisen.

4.	Lukrative Fälle können auch darü-

	    AN DIE REDAKTION:  redaktion.drei@verdi.de

»Eigentlich ist es bei Hitze im OP 
ganz angenehm, weil es so schön 
kühl ist. Aber in dem Saal ohne 
Klimaanlage heißt es: Schuhe 
ausziehen, Tür auf, Durchzug, 
umkippen... seit zehn Jahren 
fordern wir, dort eine mobile 
Klimaanlage einzurichten. «

Maxine Musterfrau
Operationstechnische Assistentin

Die Beschäftigten haben mit den 
Streiks im Tarifkonflikt bei Bund und 
Kommunen bewiesen: Sie können 
Druck machen und etwas durchsetzen. 
Für die Krankenhäuser hatten wir die 
Zusatzforderung, den Nachtzuschlag 
von 15 auf 20 Prozent anzuheben – 
auf den gleichen Wert wie für die 
übrigen Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes. Nachtarbeit ist eine besonde-
re Belastung – ob im Krankenhaus, im 
Altenheim oder im Theater. Arbeitsme-
diziner warnen: Wer nachts arbeiten 
muss, stirbt früher. Für ver.di ist diese 
Angleichung auch eine Frage der Ge-
rechtigkeit. Doch die Arbeitgeber sind 
stur geblieben.

Alle reden davon, dass die Pflegbe-
rufe attraktiver werden müssen. Den-
noch sind den Arbeitgebern 75 Cent 
mehr je Nachtarbeitsstunde schon zu 

Wir bleiben dran
von Sylvia Bühler

ber entstehen, dass Kosten zu pau-
schal zugeordnet werden (zum Bei-
spiel Arztkosten pro Belegungstag), 
was einfache Fälle »verteuert« und 
schwere Fälle »verbilligt« (sogenann-
ter Kompressionseffekt). Das würde 
aber eher dafür sprechen, dass man 
bei niedrigem CMI höhere Gewinne 
machen kann.

5.	Haben die Privaten ein vom Durch-
schnitt abweichendes Krankengut – 
was der Fall ist – und niedrigere 
Kosten, müsste das über die Berech-
nung der Relativgewichte durch das 
INEK-Institut eigentlich dazu führen, 
dass die Relativgewichte ihrer Be-
handlungsfälle absinken und die der 
anderen ansteigen. Damit würde 
auch ihr CMI sinken – es sei denn, 
sie nehmen nicht an der Kalkulation 
teil. Genau das ist der Fall und hier-
durch erwerben sich die Privaten die 
Möglichkeit, »Extra-Profite« abzu-
schöpfen. Außerdem entziehen sie 

den anderen Krankenhäusern, die 
kein so spezielles Krankengut ha-
ben, Gelder, die diesen eigentlich 
zustehen.

6.	Kliniken, die sich auf wenige und 
dazu noch elektiv behandelbare 
Krankheitsbilder (keine/wenige 
Notfälle) spezialisieren – und das 
trifft auch auf viele Private zu – ha-
ben zusätzlich den Vorteil der ge-
ringeren Vorhaltekosten und der 
Möglichkeit zur besseren Ausnut-
zung der Kapazitäten.

7.	Auch eine Krankheit mit einem 
niedrigen Relativgewicht (=CMI) 
kann sehr lukrativ sein, wenn die 
Kosten entsprechend unter den 
Preisen liegen.

8.	Entscheidend ist also die Höhe der 
Kosten im Verhältnis zum Preis und 
nicht die Höhe des CMI (siehe die 
anderen Argumente von Daniel 
Behruzi).

9.	Rosinenpickerei findet mit Sicher-

PRO & CONTRA

Die Bedingungen im 
Gesundheitswesen 

sind regional sehr un-
terschiedlich. In manchen Gegenden 
dominieren kommunale, in anderen 
private oder freigemeinnützige Trä-
ger. Auch die Refinanzierung von 
Leistungen differiert von Bundesland 
zu Bundesland. Gleiches gilt für die 
gewerkschaftliche Organisations-
macht. Vor diesem Hintergrund ist 
eine Regionalisierung der Tarifpolitik 
vonnöten. Flächentarifverträge mit 
bundesweit einheitlichem Niveau 
sind nicht mehr zeitgemäß. ver.di 
sollte deshalb in Tarifverhandlungen 
künftig die örtlichen Gegebenheiten 
stärker berücksichtigen. Dann wäre 
die Tarifpolitik auch näher am Mit-
glied. Die jeweiligen Positionen der 
Betroffenen vor Ort könnten stärker 
berücksichtigt werden. Den Kollegin-
nen und Kollegen könnte leichter 
klargemacht werden: Was wir errei-
chen, hängt von Euch ab. Kampf-
starke Regionen würden profitieren, 
weil sie nicht mehr von den schlech-
ter organisierten Belegschaften her-
untergezogen würden.

Strategie der Tarifpolitik

Für Regionalisierung?
Grundlegende Auf- 
gabe von Gewerk-
schaften ist die Schaf-
fung einheitlicher und möglichst 
guter Entlohnungs- und Arbeitsbe-
dingungen. Das ist eine Frage der 
Gerechtigkeit: Warum sollten Be-
schäftigte für dieselbe gute Arbeit in 
der einen Region weniger verdienen 
als in der anderen? Und es geht um 
die Schaffung einer einheitlichen 
Wettbewerbsordnung, bei der die 
Konkurrenz nicht über die niedrigs-
ten Löhne ausgetragen wird. Die 
Erfahrung zeigt: Jede Differenzierung 
bedeutet letztlich eine Schwächung 
aller. Gemeinsam sind wir stark – 
dieses alte Motto der Arbeiterbewe-
gung ist aktueller denn je. Und: Die 
Starken nehmen die Schwachen mit. 
Zugleich kämpfen wir für eine Erhö-
hung und Vereinheitlichung der 
Refinanzierung. Je einheitlicher die 
Arbeits- und Entgeltbedingungen 
sind, desto größer ist das Potenzial 
der Solidarität. Eine bundesweite,  
an gleichen Zielen orientierte Tarif-
arbeit muss daher unsere Grundlage 
bleiben.



heit statt, man kann dies aber nicht 
über den CMI nachweisen, sondern 
über die jeweils häufigsten DRGs 
oder Diagnosen.

   Siehe Tabelle unter: 
   www.drei.verdi.de

Dr. Thomas Böhm, Chirurg,  
bis 2010 Vorsitzender  

des ver.di-Bezirks Stuttgart  
und des Personalrats  

des Klinikums Stuttgart,  
jetzt in Altersteilzeit

viel. Sie sollten sich schämen! Damit 
haben die Arbeitgeber nun ein echtes 
Glaubwürdigkeitsproblem. Wir werden 
sie in den nächsten Monaten immer 
wieder damit konfrontieren, wenn sie 
darüber klagen, dass sich nicht genü-
gend junge Menschen für die Pflege-
berufe interessieren. 75 Cent mehr in 
der Nachtstunde machen kein Kran-
kenhaus arm und keine Kranken-
schwester reich, aber es wäre eine 
gute Botschaft gewesen. Diese Chance 
haben die Arbeitgeber vertan.

Wir lassen uns nicht beirren und 
bleiben dran. Wenn wir von Aufwer-
tung reden, reden wir von anderen 
Dimensionen. Wir wollen für qualifi-
zierte Pflegekräfte ein Einkommen von 
mindestens 3.000 Euro im Monat. Der 
Name für unser Projekt liegt auf der 
Hand: »Pflege3000«.

Außerdem trommeln wir weiter auf 
allen Ebenen für mehr Personal und 
eine gesetzliche Personalbemessung. 
Einen schönen Teilerfolg haben wir mit 
der Verteidigung der Psych-PV, der 
Personalregelung für psychiatrische 
Kliniken, erzielt. Mindestens bis Ende 
2018 wird sie vollständig von den 
Kassen finanziert. Die Zeit bis dahin 
werden wir gut nutzen.

Sylvia Bühler ist Mitglied im ver.di-Bundesvor-
stand und leitet den Fachbereich Gesundheit, 
Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen 
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und wird auch durch das zum Jahres-
wechsel in Kraft getretene Notfallsani-
tätergesetz nicht beseitigt.

»Das waren völlig absurde Kündi-
gungen – eine Überreaktion, die mit 
der Arbeitsrealität rein gar nichts zu 
tun hat«, sagt ver.di-Landesfachbe-
reichsleiter Dominik Schirmer. Die 
Gewerkschaft hatte die zwei gekün-
digten Rettungsassistenten juristisch 
und mit Öffentlichkeitsarbeit unter-
stützt. Nach anfänglichem Zögern 
ruderte das BRK schließlich zurück und 
akzeptierte einen Vergleich, der die 
Weiterbeschäftigung zu gleichen Be-
dingungen ermöglicht. »Inzwischen ist 
auch beim BRK allen klar, wie unsinnig 
dieses Vorgehen war«, berichtet der 

Im Rettungsdienst dauert eine Aus-
bildung künftig drei statt bisher zwei 
Jahre. So sieht es das neue Notfallsa-
nitätergesetz vor, das die Qualifikati-
on der Beschäftigten verbessern soll. 
»Das ist ein Schritt in die richtige 
Richtung, da es zur Professionalisie-
rung der Berufsgruppe beiträgt«, 
sagt Bayerns ver.di-Landesfachbe-
reichsleiter Dominik Schirmer.  
Auch Wolfgang Prinz, Sprecher der  
ver.di-Landesfachkommission Ret-
tungsdienste in Baden-Württemberg, 
hält die dreijährige Ausbildung für 
»einen Meilenstein«. Zugleich ver-
weist er jedoch auf Schwachstellen 
im Gesetz, die unter den Beschäftig-
ten für Verunsicherung sorgen.

Denn das Anfang 2014 in Kraft 
getretene Gesetz sieht vor, dass Ret-
tungsassistenten – die jeden Tag 
gute Arbeit leisten und schon viele 
Menschen in kritischen Situationen 
gerettet haben – noch einmal münd-
lich und praktisch geprüft werden. 
Erst danach können sie die neue 
Berufsbezeichnung des Notfallsanitä-
ters tragen. »Diese Kollegen machen 
sich Sorgen«, berichtet Prinz. Es sei 
schließlich ungewöhnlich, nach jah-
relanger Praxis nochmal eine Prü-
fungssituation bestehen zu müssen. 
Viele handelten im Notfall auf Grund-
lage langjähriger Erfahrung und 
regelmäßiger Fortbildungen. »Ihre 
Entscheidungen retten Leben. Das 
heißt aber nicht, dass sie ihre Hand-
lungen auch prüfungsgerecht theore-
tisch erläutern können«, gibt der 
Rettungsassistent aus Reutlingen zu 
bedenken.

Deshalb hat ver.di im Gesetzge-
bungsverfahren gefordert, langjähri-

ge Berufserfahrung als ausreichende 
Qualifikation anzuerkennen – so, wie 
es bei Ausbildungsreformen üblich ist. 
Doch die Bedenken der Gewerkschaft 
wurden ignoriert. Wer weniger als drei 
Jahre im Job ist, muss 960 Ausbil-
dungsstunden nachholen, bei unter 
fünf Jahren sind es halb so viele. Be-
schäftigte mit mehr als fünf Jahren 
Praxiserfahrung müssen zwar nicht 
mehr die Schulbank drücken, aber eine 
staatliche Prüfung müssen auch sie 
bestehen – ohne verpflichtende Vorbe-
reitung.

»Auch Kollegen mit langer Berufs-
erfahrung müssen die Möglichkeit 
haben, sich auf die Prüfung vorzube-
reiten«, sagt Norman Kalteyer vom 
DRK-Rettungsdienst im hessischen 
Groß-Gerau. Ihnen müssten freiwillige 
Kurse angeboten werden, die während 
der Arbeitszeit stattfinden und kosten-
los sind. Alles andere sei für die Betrof-
fenen schlicht nicht finanzierbar. »Ziel 
muss es sein, dass alle, die jetzt im 
Rettungsdienst arbeiten, in ihrer der-
zeitigen Stellung weitermachen kön-
nen«, fordert Kalteyer.

Dem Rettungsdienstleiter aus Hes-
sen bereitet noch eine weitere Rege-
lung im neuen Gesetz Sorgen: Notfall-
sanitätern kann künftig die Berufs- 
zulassung aberkannt werden, wenn 
ihre gesundheitliche Eignung nicht 
mehr vorliegt. »Wer sich zum Beispiel 
durch das ständige schwere Heben die 
Wirbelsäule kaputt macht, verliert 
seinen Job – das kann ja wohl nicht 
sein«, kritisiert Kalteyer. »Das macht 
den Beruf des Notfallsanitäters ohne 
Not unattraktiv – zu Lasten der Be-
schäftigten und der Bevölkerung.« Das 
hält auch Prinz für fatal. »Wer kann 

werkschaft an der Ausarbeitung von 
den Rettungsdienst betreffenden Ge-
setzen und Verordnungen des Frei-
staats beteiligt werden. »Bislang wer-
den dabei nur die Kostenträger, die 
Arbeitgeber und die ärztlichen Fach-
verbände angehört, aber die eigentlich 
Betroffenen – das Rettungsdienstper-
sonal selbst – bleiben außen vor«, so 
Schirmer.

Er gibt zu bedenken, dass sämt-
liche bisherigen Verfahren gegen Ret-
tungsdienstmitarbeiter wegen angebli-
cher Kompetenzüberschreitungen von 

Gewerkschafter. »Was bleibt, ist die 
Verunsicherung der Kolleginnen und 
Kollegen im Rettungsdienst.«

Denn die Retter stehen vor einem 
Dilemma: Greifen sie auch zu invasiv-
medizinischen Maßnahmen, um bei 
Abwesenheit eines Arztes Menschen-
leben zu retten? Dann riskieren sie 
arbeitsrechtliche Konsequenzen, bis 
hin zur fristlosen Kündigung. Tun sie es 
nicht, können sie wegen unterlassener 
Hilfeleistung belangt werden. »Wir 
brauchen hier unbedingt Klarheit«, 
fordert Schirmer. 

Eine Petition an den bayerischen 
Landtag soll dieser Forderung Nach-
druck verleihen. Zudem verlangt ver.di, 
dass die Beschäftigten und ihre Ge-
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Ärzten ausgelöst wurden – nicht 
etwa von betroffenen Patienten. »Es 
kann nicht angehen, dass ärztliches 
Standesdünkel und die Absicherung 
alter Privilegien Vorrang vor den Er-
kenntnissen einer modernen Notfall-
medizin haben«, betont Schirmer. 
Insbesondere vor dem Hintergrund 
der erweiterten Qualifikationen, die 
künftig mit der dreijährigen Ausbil-
dung erworben werden (siehe unten 
links), müsse die Notfallkompetenz 
einheitlich und rechtssicher geregelt 
werden.                       DANIEL BEHRUZI

   
	     

Die Beschäftigten im Rettungsdienst 
sollen – das sagt schon der Name –  
Leben retten. Doch so seltsam es 
klingt: Ob sie das dürfen, ist rechtlich 
unklar. Zu spüren bekamen dies kürz-
lich zwei Rettungsassistenten in Bay-
ern, die einem Patienten bei einem 
Notfalleinsatz Medikamente verab-
reicht bzw. zur Verabreichung vorbe-
reitet hatten, als noch kein Arzt an-
wesend war. 

Das Bayerische Rote Kreuz (BRK) 
entließ sie daraufhin wegen ver-
meintlicher Kompetenzüberschrei-
tung fristlos. Mittlerweile sind die 
Kündigungen auf Basis rechtskräfti-
ger Vergleiche zurückgenommen. 
Doch die rechtliche Grauzone bleibt 
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25 Jahre bis zum neuen Gesetz
HINTERGRUND

Ein Vierteljahrhundert hat es gedau-
ert, bis das Rettungsassistentenge-
setz von 1989 durch das Notfallsani-
tätergesetz (NotSanG) abgelöst 
wurde. Damit konnte die Heilberufs-
ausbildung mit dem geringsten Quali-
fizierungsumfang – sie bestand ledig-
lich aus einem Jahr Schule und einem 
Jahr Praktikum, es musste Schulgeld 
gezahlt werden und das Berufsbild 
war unzureichend – endlich auf den 
aktuellen Stand einer modernen 
Berufsausbildung gebracht werden. 

ver.di war von Beginn an intensiv 
am Gesetzgebungsprozess beteiligt 
und forderte eine Ausbildungsord-
nung auf Grundlage des Berufsbil-
dungsgesetzes (BBiG). Das war inso-
fern erfolgreich, als wesentliche 
Elemente einer BBiG-Ausbildung – 
wie die dreijährige Dauer, eine Aus-
bildungsvergütung, akademisch qua-
lifizierte Lehrkräfte und Ausbilder für 
die Praxis – im neuen Gesetz festge-
schrieben wurden.

Rettungsassistenten arbeiten ständig in der rechtlichen Grauzone

Neues Notfallsanitätergesetz verbessert  
Qualifikation, hat aber Schwachpunkte

Lebensretter im Dilemma

Meilenstein mit Macken
Bei der Ausformulierung der Aus
bildungsziele war ein wesentlicher 
Streitpunkt, ob Notfallsanitäter ei-
genständig heilkundliche Maßnah-
men ausüben dürfen und im Rahmen 
der Ausbildung dafür qualifiziert 
werden. Berufsverbände, Gewerk-
schaft und Ausbildungsträger waren 
sich weitgehend einig, dass alle  
lebensrettenden Maßnahmen am 
Unfallort vor Eintreffen des Notarztes 
in einem rechtssicheren Rahmen 
geleistet werden müssen. Die Ärzte-
verbände versuchten allerdings, den 
eigenverantwortlichen Aufgabenbe-
reich bei heilkundlichen Maßnahmen 
möglichst einzuschränken.

Der gefundene Kompromiss  
sieht eingeschränkte heilkundliche, 
auch invasive Maßnahmen sowohl  
im Bereich der eigenverantwortlich 
auszuführenden Aufgaben als auch 
im Rahmen der Mitwirkung vor  
(§ 4 Abs. 2 NotSanG).                       

GERD DIELMANN

schon bis zum Rentenalter auf dem 
Rettungswagen arbeiten?« Im Falle 
einer Aberkennung der Berufsbezeich-
nung werde die Möglichkeit verbaut, 
bei gesundheitlichen Problemen bei-
spielsweise an die Rettungsleitstelle 
oder in die Notaufnahme eines Kran-
kenhauses zu wechseln.

Trotz dieser Kritikpunkte bewerten 
die Gewerkschafter die Neuregelung 
insgesamt positiv. Die dreijährige Aus-
bildung hält Kalteyer für ebenso be-
grüßenswert wie die ebenfalls im Ge-
setz enthaltene Kompetenzerweiterung 
und die Zahlung einer Ausbildungsver-
gütung. Mancher Kollege gehe davon 
aus, dass die erhöhte Qualifikation 
automatisch zu höheren Gehältern 
führe. »Das wird aber nicht von allein 
passieren«, betont der ver.di-Aktivist. 
»Dafür müssen wir uns schon organi-
sieren und kämpfen.«    DANIEL BEHRUZI

Qualifikationen im Rettungsdienst

Bezeichnung Ausbildungsdauer

Sanitätshelfer mindestens 48 Stunden

Rettungshelfer 160 bis 240 Stunden (inkl. 80 Stunden Praxis)

Rettungssanitäter 520 Stunden

Rettungsassistent 2.800 Stunden

Notfallsanitäter 4.600 Stunden

Notarzt Approbation als Arzt plus 80 Stunden Theorie und 6 Monate Praxis  
in Intensiv-, Anästhesie- oder Notfallabteilung, 50 Einsätze im Not-
arztwagen oder Rettungshubschrauber
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PAUSE?Mehr Freizeit am Arbeitsplatz
Keine Pause beim Geld!

Arbeitgeber rechnen Pausen gerne aus unserer Arbeitszeit 

heraus. So sparen sie. Pausen sind umsonst. Doch: Erfüllt 

Dein Chef die Mindestbedingungen?

	 Pausen sollen ausschließlich der Erholung dienen. Erst nach 

	 einigen Stunden Arbeit werden sie eingeschoben. Eine Unter-

brechung, die bloß Deine betriebliche Anwesenheit verlängert, 

	 ist keine Pause!

	 Pausen sind keine Nebensache. Betriebsrat, Personalrat oder  

Mitarbeitervertretung legen Beginn und Ende der Pausen mit fest. 

Ohne ausdrückliche Mitbestimmung – keine Pause!

	 Pausen werden nicht genommen, sondern gewährt. Das bereitet 

dem Chef und der Interessenvertretung Sorgen, insbesondere bei 

Schichtarbeit und Einzelarbeitsplätzen. Sie dürfen Dir ihre Sorge  

nicht aufhalsen. So unvollkommen organisierte Pausen nennen  

Arbeitsrichter »Annahmeverzug«.

	 Pausen sollen nicht gestört werden. Während der Pause bist Du  

vollkommen frei von Pflichten und Auflagen. Du brauchst nicht 

am Arbeitsplatz zu bleiben. Du brauchst nicht zu telefonieren. 

Pausen sind kein Bereitschaftsdienst!

	 Pausen muss der Arbeitgeber anordnen. Er muss sich immer  

wieder vergewissern, dass das auch wirklich klappt. Im Zweifel 

muss er beweisen, dass es die Pausen tatsächlich gab.

Arbeitest Du während angeblicher »Pausen« unbezahlt weiter? 

Was keine echte Pause ist, bleibt vergütungspflichtige Arbeitszeit. 

Mach Deine Ansprüche geltend!

Da steht’s
§ Sache der ArbeitgeberLänger als sechs Stunden hintereinander dürfen Arbeitnehmer 

nicht ohne Ruhepausen beschäftigt werden (Arbeitszeitgesetz § 4).§ Europaweit
Die vertragsgemäße Anwesenheit in den Räumlichkeiten des Ar-

beitgebers, verbunden mit der Pflicht, bei Bedarf jederzeit beruf

liche Tätigkeit aufzunehmen, ist in vollem Umfang Arbeitszeit.

EuGH, SIMAP-Urteil 03.10.2000 – Rs. C-303/98§ Blick auf die JugendDie Ruhepausen müssen in angemessener zeitlicher Lage gewährt 

werden, frühestens eine Stunde nach Beginn und spätestens eine 

Stunde vor Ende der Arbeitszeit. Länger als viereinhalb Stunden 

hintereinander dürfen Jugendliche nicht ohne Ruhepause beschäf-

tigt werden (Jugendarbeitsschutzgesetz § 11 Abs. 2).

Theorie der  

lohnendsten Pause 

Der bereits während des Nationalsozialismus tätige 

Ermüdungsforscher Otto Graf kam in den fünfziger 

Jahren zu erstaunlichen Ergebnissen. Er ließ Proban- 

den über einige Stunden einfache Additionsaufgaben  

rechnen. Einige Gruppen mussten pausenlos durch- 

arbeiten. Andere erhielten regelmäßige Pausen 

verschiedener Länge.

•	 Die Pausen-Gruppen schafften in derselben Zeit trotz Zeitver-

lusts durch Pausen nicht nur deutlich mehr Rechenaufgaben, 

sie machten auch weniger Fehler.

•	 Allein schon die Aussicht auf eine Erholung, also die Festle-

gung der Pausen im Voraus, zu Beginn der Arbeit, wirkte 

leistungssteigernd.

•	 Die für Arbeitgeber »lohnendste Pause« dauert gerade mal 

sechs Minuten und steigert so stündlich die Arbeitsleistung.

McLean bestätigte 2001: Selbst gewählten Kurzpausen sind bei 

der Verringerung muskulärer Beschwerden weniger effektiv als 

im Voraus geregelte Pausen.

Tucker, Folkard und Macdonald untersuchten Arbeitsunfälle. 

Die Wahrscheinlichkeit von Fehlern und Unfällen in den letzten 

30 Minuten einer zweistündigen Arbeitsperiode sei um rund 80 

Prozent höher als im ersten Viertel.

Pausen lohnen sich also – für die Arbeitgeber. Und was sich 

für den Arbeitgeber lohnt, sollte er als Arbeitszeit bezahlen!

Erholt für den Chef

       Die Aufteilung (der Arbeitszeit) wird umso günstiger, wenn 

man es erst gar nicht zu einer spürbaren Ermüdung kommen lässt,  

wenn man also häufige Pausen von auch nur kurzer Einzeldauer 

einlegt, und ferner: Pausen von fünf bis zehn Prozent der Gesamt-

arbeitszeit wurden ausnahmslos wieder kompensiert durch eine 

entsprechende Erholungswirkung, und zwar um so mehr, je länger 

die Gesamtarbeitszeit war.

Otto Graf (1960), in: Arbeitsphysiologie, Seite 71 

Riskant
Je länger wir pausenlos arbeiten, umso höher ist  
das Risko von Fehlern und Unfällen.

Quelle: P. Tucker und andere, 9/2005: Der Einfluss von Pausen auf die zeitliche 
Entwicklung des Verletzungsrisikos
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Leichte Kost
um Mitternacht 
Die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege (BGW) informiert:

»Magen und Darm sind nachts im Ruhemodus und verarbeiten größere 
Mengen schwerer Nahrung nur langsam«, erläutert Dr. Heike Scham-
bortski von der BGW. »Wichtig sind daher kleine und gut verdauliche 
Mahlzeiten, zum Beispiel leichte Salate, Suppen, Joghurt, Vollkornpro-
dukte und Obst.« Solche Zwischenmahlzeiten verhindern, dass der Blut-
zuckerspiegel sinkt und somit die Konzentration und Leistungsfähigkeit 
nachlassen. Auch nachts sollten die Essenszeiten, wenn möglich, regel-
mäßig verteilt sein. Die Expertin der BGW empfiehlt besonders eine 
leichte Mahlzeit gegen Mitternacht – wobei man sich ruhig auch etwas 
Warmes gönnen sollte: »Eine Suppe zum Beispiel wirkt belebend und 
wärmt von innen«, so Dr. Schambortski. Wer bis zum Morgen durchhal-
ten muss, kann dann zwischen vier und fünf Uhr nocheinmal einen 
Snack zu sich nehmen, etwa Salat oder Milchprodukte mit Obst. 
Schichtarbeitende, die aufgrund ihrer Arbeitszeiten hauptsächlich 
nachts essen, halten sich damit tagsüber am besten zurück. Dann rei-
chen beispielsweise ein leichtes warmes Essen am Mittag oder Nach-
mittag und ein kleines Abendessen vor Schichtbeginn.

Die Berufsgenossenschaft empfiehlt den Unternehmen: »Auch nachts 
gesunde Mahlzeiten vom Betrieb aus anbieten! Pausenräume zur  
Verfügung stellen, in denen auch die Möglichkeit besteht, leichtere 
Mahlzeiten zu erwärmen« (DGUV Report 1/2012, auf  
www.leitlinien.schichtplanfibel.de).

Nur wenige Arbeitgeber folgen diesen Empfehlungen. Noch ist das  
Angebot einer warmen Suppe am Abend oder gar um Mitternacht die 
Ausnahme. Gesundes Essen gehört zum betrieblichen Gesundheits-
schutz!
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Pausenlos vor Gericht 

Tatsachen zählen
Der Arbeitgeber hat seine Pflicht, eine Ruhepause zu 
gewähren, nicht erfüllt, wenn er es einer Gruppe von 
Arbeitnehmern überlassen hat, einvernehmlich die 
Ruhepause zu regeln, die Arbeitnehmer aber eine 
Regelung, aus der sich für den Einzelnen eine im Vor-
aus festliegende Unterbrechung der Arbeitszeit ergibt, 
nicht getroffen haben oder eine von ihm getroffene 
Regelung nicht durchführen.

BAG,Urteil 27.02.1992 – 6 AZR 478/90

Bereitschaftsdienst ist keine Pause,
Pause keine Bereitschaft
Die inaktiven Zeiten des Bereitschaftsdienstes stellen 
keine Pausen im Sinne von § 4 ArbZG dar. Beim Bereit-
schaftsdienst kann der Arbeitgeber den Aufenthaltsort 
des Arbeitnehmers bestimmen und ihn jederzeit ein-
setzen. Der Arbeitnehmer kann nicht frei darüber ver-
fügen, wo und wie er seine Ruhepausen verbringt. Das 
steht einer Pause, die dadurch gekennzeichnet ist, dass 
der Arbeitnehmer frei über die Nutzung des Zeitraums 
bestimmen kann, entgegen.

BAG, Urteil 16.12.2009 – 5 AZR 157/09

Beweis die Pause!
Der Arbeitnehmer hat zunächst zu beweisen, an wel-
chen Tagen er gearbeitet und zu welchen Zeiten der 
Arbeitgeber an diesen Tagen Arbeitsunterbrechungen 
angeordnet hat. Sodann ist es Sache des Arbeitgebers 
darzulegen, dass er im Voraus eine Pause angeordnet 
hat und diese Anordnung der maßgeblichen Betriebs-
vereinbarung sowie billigem Ermessen entspricht. Hier-
zu hat er anzugeben, von wann bis wann die jeweilige 
Schicht dauerte. Darüber hinaus muss er die tatsächli-
chen Umstände, aus denen sich die Einhaltung der 
durch den Arbeitsvertrag, Bestimmungen einer Be-
triebsvereinbarung, einen anwendbaren Tarifvertrag 
und gesetzliche Vorschriften gesetzten Vorgaben er-
gibt, konkret darlegen und gegebenenfalls beweisen.

LAG Köln, Urteil 03.08.2012 – 5 Sa 1509/11

Pausenkorridor?
Die Arbeitgeberin hat zwar die Nachtwachen angewie-
sen, zwischen 2 und 5 Uhr Pause zu machen. Bei ei-
nem Arbeitsbeginn um 20:45 Uhr ist es jedoch unzu-
lässig, eine erste Pause später als nach sechs Stunden 
zu beginnen. Sie konnte auch nicht darlegen, wann die 
Klägerin in welcher Nacht von wann bis wann pausier-
te. Die während der Nachtdienste tatsächlich nicht 
gewährten Pausen wurden so zumindest als Arbeitsbe-
reitschaft geleistet. Diese war wie »Vollarbeit« zu ver-
güten.

LAG Nürnberg, Urteil 10.06.1998 – 3 Ca 3003/97

Teurer Ungehorsam ...
Der Arbeitnehmer kann Vergütung für die gesamte 
Schicht verlangen, wenn der Arbeitgeber für die 
Schicht zwar eine Pause vorgesehen, der Arbeitnehmer 
jedoch durchgearbeitet hat, weil der Arbeitgeber ihm 
die Pause nicht ordnungsgemäß zugewiesen hat.

Der Arbeitgeber hat seine Pflicht, eine Ruhepause 
zu gewähren, nicht erfüllt, wenn er einer Gruppe von 
Arbeitnehmern überlassen hat, einvernehmlich die 
Ruhepause zu regeln, die Arbeitnehmer aber eine 
Regelung, aus der sich für den Einzelnen eine im Vor-
aus festliegende Unterbrechung der Arbeitszeit ergibt, 
nicht getroffen haben oder eine von ihnen getroffene 
Regelung nicht durchführen.

LAG Köln, Urteil 27.11.2013 – 5 Sa 376/13

Annahmeverzug
Der Arbeitgeber gerät in Annahmeverzug, wenn die 
Anordnung gegenüber dem Arbeitnehmer, in Pause zu 
gehen, wegen unvollkommener Mitbestimmung un-
wirksam ist. Dies gilt auch dann, wenn dieser seine 
Arbeitskraft über einen Zeitraum ununterbrochen an-
bietet, der über die Höchstgrenzen des Arbeitszeitge-
setzes hinausgeht.

LAG Köln, Urteil 03.08.2012 – 5 Sa 252/12

Mitbestimmt oder bezahlen
Eine Pause, die die Erholungsbedürfnisse des Arbeit-
nehmers nicht befriedigt, sondern einseitig nach den 
betrieblichen oder unternehmerischen Zielen des Ar-
beitgebers angesetzt ist, ist für den Arbeitnehmer 
belastend. Er soll nicht zu Zeiten die Arbeit unterbre-
chen müssen, die nicht seinem Erholungsbedürfnis 
entsprechen. Genau darin den Arbeitnehmer zu schüt-
zen, ist die Zielrichtung des Mitbestimmungsrechts. 
Wenn der Arbeitgeber daher die Pause ohne Wahrung 
des Mitbestimmungsrechts anordnet, so belastet er 
den Arbeitnehmer.

LAG Köln, Urteil 05.06.2013 – 3 Sa 131/13
Revision anhängig beim BAG unter 1 AZR 705/13
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mit Feel-Good-Manager Tobias Michel

Mehr Freizeit am Arbeitsplatz

Nicht für lau

An die Personalabteilung

Geltendmachung

Sehr geehrte Damen und Herren!

Sie haben mir meine tägliche Arbeitszeit nicht im vollen Umfang vergütet. Sie haben meine Arbeitszeit um 
	 30 Minuten
	 45 Minuten
gemindert, ohne mir jedoch tatsächlich eine ordnungs-gemäße Pause gewährt zu haben. Mir stehen daher die vertraglich vereinbarte Überstundenvergütung sowie die 
Zeitzuschläge zu. Dies betrifft meine pflichtgemäße und ununterbrochene Arbeitsleistung an den folgenden Tagen 
der zurückliegenden acht Kalendermonate:

Ich mache dies geltend. Mit einer ersatzweisen  Gewährung von Freischichten im entsprechenden  Umfang bin ich einverstanden.

Mit freundlichem Gruß

Pusemuckel, den 

Leichte Kost
um Mitternacht 
Die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege (BGW) informiert:

»Magen und Darm sind nachts im Ruhemodus und verarbeiten größere 
Mengen schwerer Nahrung nur langsam«, erläutert Dr. Heike Scham-
bortski von der BGW. »Wichtig sind daher kleine und gut verdauliche 
Mahlzeiten, zum Beispiel leichte Salate, Suppen, Joghurt, Vollkornpro-
dukte und Obst.« Solche Zwischenmahlzeiten verhindern, dass der Blut-
zuckerspiegel sinkt und somit die Konzentration und Leistungsfähigkeit 
nachlassen. Auch nachts sollten die Essenszeiten, wenn möglich, regel-
mäßig verteilt sein. Die Expertin der BGW empfiehlt besonders eine 
leichte Mahlzeit gegen Mitternacht – wobei man sich ruhig auch etwas 
Warmes gönnen sollte: »Eine Suppe zum Beispiel wirkt belebend und 
wärmt von innen«, so Dr. Schambortski. Wer bis zum Morgen durchhal-
ten muss, kann dann zwischen vier und fünf Uhr nocheinmal einen 
Snack zu sich nehmen, etwa Salat oder Milchprodukte mit Obst. 
Schichtarbeitende, die aufgrund ihrer Arbeitszeiten hauptsächlich 
nachts essen, halten sich damit tagsüber am besten zurück. Dann rei-
chen beispielsweise ein leichtes warmes Essen am Mittag oder Nach-
mittag und ein kleines Abendessen vor Schichtbeginn.

Die Berufsgenossenschaft empfiehlt den Unternehmen: »Auch nachts 
gesunde Mahlzeiten vom Betrieb aus anbieten! Pausenräume zur  
Verfügung stellen, in denen auch die Möglichkeit besteht, leichtere 
Mahlzeiten zu erwärmen« (DGUV Report 1/2012, auf  
www.leitlinien.schichtplanfibel.de).

Nur wenige Arbeitgeber folgen diesen Empfehlungen. Noch ist das  
Angebot einer warmen Suppe am Abend oder gar um Mitternacht die 
Ausnahme. Gesundes Essen gehört zum betrieblichen Gesundheits-
schutz!



drei 50_Juni 2014AKTIV

MELDUNGEN

Mindestens 3.000 Euro
Berlin | Seit Anfang Mai laufen Ver-
handlungen zwischen ver.di und der 
Vereinigung der kommunalen Arbeit-
geberverbände (VKA) über eine neue 
Entgeltordnung für Gesundheitsberufe. 
Zunächst geht es um die Bezahlung 
der Pflegekräfte. Die Gewerkschaft for-
dert eine deutliche Aufwertung: »Eine 
examinierte Pflegekraft, die Vollzeit 
arbeitet, soll künftig nicht weniger als 
3.000 Euro monatlich verdienen«, so 
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia 
Bühler.

Tarifergebnis beim DRK
Berlin | Im Rahmen einer Schlichtung 
haben sich ver.di und Arbeitgeber auf 
einen neuen Tarifvertrag beim Deut-
schen Roten Kreuz (DRK) geeinigt. 
Die Entgelte werden 2014 in zwei 
Schritten um insgesamt 3,5 Prozent, 
mindestens aber um 90 Euro erhöht. 
Im April nächsten Jahres erfolgt eine 
weitere Steigerung um 2,4 Prozent, 
bei einer Laufzeit bis Ende März 2016. 
Die meisten Funktionszulagen werden 
zum 1. Juli 2014 überproportional 
erhöht. Eine Vorteilsregelung für 
Gewerkschaftsmitglieder – ver.di hatte 
zwei zusätzliche Urlaubstage im Jahr 
gefordert – lehnte der Arbeitgeber bis 
zuletzt kategorisch ab.

Psych-PV gilt weiter
Berlin | Im Widerstand gegen ein 
neues Finanzierungssystem und die 
Abschaffung der Personalbemessung 
in der Psychiatrie hat ver.di einen ers-
ten Erfolg erzielt. Die Bundesregierung 
hat die verbindliche Einführung  
des Pauschalierenden Entgeltsystems 
für Psychiatrie und Psychosomatik 
(PEPP) um zwei Jahre verschoben. 
Die Krankenkassen sollen die Per-
sonalverordnung in der Psychiatrie 
(Psych-PV) nun noch mindestens bis 
Ende 2018 vollständig finanzieren. 
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia 
Bühler begrüßte dies und sprach sich 
dafür aus, die gewonnene Zeit für eine 
Weiterentwicklung der Psych-PV zu 
nutzen.

Abschluss in Hamburg 
Hamburg | Zwei Warnstreiks mit  
guter Beteiligung haben bei den  
Tarifverhandlungen für die rund 
14.000 Beschäftigten der Hamburger 
Krankenhäuser für ein Ergebnis ge-
sorgt. Die Löhne und Gehälter werden 
ab April um drei Prozent, mindestens 
aber 90 Euro angehoben. Zum 1. Mai 
2015 folgt eine weitere Erhöhung 
um 2,4 Prozent. Zudem wurden 30 
Urlaubstage, Einmalzahlungen für ent-
gangene Bewährungsaufstiege sowie 
einige Verbesserungen oberhalb des 
TVöD-Niveaus erreicht. Unter anderem 
erhalten die Beschäftigten in diesem 
und im kommenden Jahr eine Erho-
lungsbeihilfe von jeweils 150 Euro.

Tarifvertrag ignoriert
CeBeeF-Beschäftigte pochen auf ihnen zustehende Löhne

Ohne Konkurrenz Personalnot beseitigen
Saarland: Zum Tag der Pflege fordert ver.di ein Verbundklinikum unter demokratischer Aufsicht

 

Flagge gezeigt für mehr Personal
Am 12. Mai, dem Tag der Pflege, haben Beschäftigte in über 200 Kliniken Flagge gezeigt: Mit großen Transparenten  
bekräftigten sie weithin sichtbar ihre Forderung nach gesetzlicher Personalbemessung. »Gute Pflege braucht Zeit für 
Patienten und Pflegebedürftige – die gibt es nur mit mehr Personal«, betonte Sylvia Bühler vom ver.di-Bundesvorstand.

Papier ist geduldig. Nach diesem Mot-
to verfährt die Geschäftsleitung des  
»Clubs Behinderter und ihrer Freunde« 
(CeBeeF) in Frankfurt am Main. Seit 
Monaten verweigert sie der Belegschaft 
die ihr zustehenden Tariflöhne. Beschäf-
tigte, die dagegen klagen, haben zum 
Teil bereits in der zweiten Instanz Recht 
bekommen. Doch ihr Geld haben sie 
immer noch nicht gesehen. Nun will 
ver.di die CeBeef-Vorstandsmitglieder 
auch individuell zur Verantwortung 
ziehen.

Die Beschäftigten des CeBeeF – der 
Assistenz für Erwachsene und Schüle-
rinnen sowie Fahrdienste für behinder-
te Menschen anbietet – haben im 
Sommer 2012 einen Tarifvertrag er-
kämpft. Dieser sieht eine schrittweise 
Heranführung der Löhne an das Ni-
veau des Tarifvertrags für den öffentli-

Mit einem »Flaggentag« hat ver.di am 
12. Mai, dem Tag der Pflege, Aufmerk-
samkeit erregt. Im ganzen Land häng-
ten Gewerkschafter große Transparente 
mit der Forderung nach einer gesetzli-
chen Personalbemessung an die Fassa-
den von insgesamt rund 200 Kliniken 
(siehe unten). So auch in den SHG Klini-
ken Sonnenberg im Saarland. 

Der ver.di Bezirk Saar Trier nutzte 
den Anlass, um einen weitreichenden 
Vorschlag zur Umgestaltung der saar-
ländischen Krankenhauslandschaft in 
der Öffentlichkeit zur Diskussion zu 
stellen. ver.di-Geschäftsführer Thomas 
Müller nannte vier Ziele der Initiative: 
»Wir wollen die Daseinsvorsorge si-
chern, die derzeitigen Konkurrenten auf 
ungewöhnliche Art und Weise vereinen, 
die Personalnot beseitigen und eine 
demokratische Aufsicht gewährleisten.« 

Immer mehr Krankenhäuser gera-
ten in finanzielle Schieflage. Die Fol-
gen: Personalabbau, unerträgliche 
Arbeitsbedingungen. In Pflege und 
Medizin gibt es zugleich Unter- und 
Überversorgung. Nicht der Patient 
steht im Mittelpunkt, sondern der 
Markt. In dieser Situation unterbreitete 
ver.di den Vorschlag zu einem Ver-
bundklinikum Saar, das in öffentlicher 
Hand demokratisch beaufsichtigt wird. 
Gleichzeitig fordert ver.di eine grund-
sätzliche Änderung in der Gesundheits-
politik und die Abschaffung des Finan-
zierungssystems über Fallpauschalen.

Die Besonderheit im Saarland: Es 
gibt keine privaten Klinikkonzerne –  
und man möchte sie auch nicht haben. 
Deshalb und angesichts der wirtschaft-

chen Dienst (TVöD) vor, die im Juli 
dieses Jahres abgeschlossen sein soll. 
Zuvor waren die Entgelte ein Jahrzehnt 
lang nicht angehoben worden. »Der 
Tarifvertrag war ein großer Erfolg,  
den wir durch Warnstreiks erreicht 
haben«, erinnert sich Betriebsrat Vol-
ker Marx, der als persönlicher Assistent 
beim CeBeeF arbeitet. Der gewerk-
schaftliche Organisationsgrad sei in 
dieser Zeit von 10 auf 45 Prozent 
hochgeschnellt.

Die über 500 Beschäftigten in der 
Assistenz erhielten mit Inkrafttreten 
des Tarifvertrags etwa 20 Prozent 
mehr Geld. Doch weitere Erhöhungen 
blieben aus. Aktuell liegen die Gehälter 
bei rund 70 Prozent des TVöD-Niveaus. 
Ab Juli müssten es 100 Prozent  
sein – wenn sich der Arbeitgeber  
vertragstreu verhalten würde. Noch 

lichen Probleme hält ver.di die Zusam-
menarbeit der Kliniken im Land für 
dringend erforderlich. Vorgeschlagen 
wird nicht eine einfache Fusion, son-
dern ein Zusammenschluss aller öffent-
lichen, freigemeinnützigen und christli-
chen Träger zu einem Verbundklinikum 
mit mehreren Standorten. Hier werden 
alle Bürger unabhängig von ihrer sozi-
alen Situation Zugang zu allen Gesund-
heitsleistungen erhalten. 

Das Besondere des Vorschlages: 
»Das Klinikum ist demokratisch im 
Interesse der Patientinnen und Patien-
ten und Beschäftigten zu beaufsichti-
gen. Ein Aufsichtsrat wird die heute 
mit unterschiedlichen Partikularinteres-
sen ausgestatteten Akteure des Ge-
sundheitswesens vereinen. Der heutige 
Widerspruch zwischen den Kranken-
häusern – auch zwischen den Maxi-
malversorgern Uniklinik und Klinikum 
Saarbrücken –, zwischen Krankenkas-
sen und Krankenhäusern, zwischen 
Patienteninteressen und gesellschaftli-
cher Steuerung wird aufgelöst.« 

Das manifestiert sich in einem 
Aufsichtsrat, dessen Mitglieder Ver-
treter der Anteilseigner, der Beschäf-
tigten, der Krankenkassen, der im 
Landtag vertretenen Parteien, der 
Gewerkschaften, der Berufsverbände 
und der Arbeitskammer sind und in 
dem eine paritätische Besetzung ge-
währleistet ist. Zudem fordert ver.di 
eine Personalbemessung und die Ein-
gliederung der outgesourcten Service-
bereiche.

ver.di sieht in der flächendecken-
den und bedarfsgerechten stationären 

schlechter erging es den etwa 50 Fah-
rern, die in der ganzen Zeit überhaupt 
keine Lohnerhöhung erhalten haben –  
obwohl der Tarifvertrag auch für sie 
gilt. »Die Geschäftsleitung wollte nur 
die Ruhe wiederherstellen. Den Vertrag 
zu erfüllen, hatten sie wohl nie vor«, 
sagt Daniel Granzow rückblickend, der 
seit 2008 im Fahrdienst des CeBeeF 
tätig ist.

Dabei betont die Stadt Frankfurt, 
dass sich die Bezahlung der durch den 
CeBeeF erbrachten Leistungen am 
Tarifvertrag orientiert. Als sie bei einer 
Prüfung feststellte, dass dieser nicht 
eingehalten wird, kündigte die Stadt 
die Vereinbarung mit dem CeBeeF. Ein 
Ende des daraufhin entbrannten 
Rechtsstreits ist bislang nicht absehbar.

»Ich erlebe das als Geringschät-
zung unserer Arbeit«, sagt Marx. Die 
Betreuung behinderter Menschen sei 
eine sehr anspruchsvolle und belasten-
de Tätigkeit. »Wir tragen eine hohe 
Verantwortung und brauchen großes 
Einfühlungsvermögen – ganz abgese-

Versorgung eine staatli-
che Pflichtaufgabe im 
Rahmen der gesell-
schaftlichen Daseinsvor-
sorge. »Vor dem Hinter-
grund der 
Schuldenbremse und 
der ungenügenden 
Refinanzierung der 
Krankenhauskosten 
stehen wir vor einer 
Katastrophe«, warnt 
Müller. »Nötig ist eine 
gesellschaftliche Pla-
nung und Steuerung. 
Die Marktkräfte im 
Krankenhaus haben 
versagt.«

Selbstbewusst heißt 
es in den Vorschlägen: 
»Gesundheitssystem, Kran-
kenhäuser und Krankenkassen sind 
Errungenschaften jahrhundertlangen 
Kampfes. Wir haben sie uns erkämpft. 
Sie gehören uns. Wir lassen sie uns 
nicht einfach nehmen.« Durch die 
Zusammenarbeit zwischen Kliniken 
und Krankenkassen sollen enorme 
Synergieeffekte erzielt werden.  
Anstatt sich gegenseitig bürokratisch 
zu kontrollieren, wird man gemeinsam 
evidenzbasierte medizinische Notwen-
digkeiten im Interesse der Versicherten 
umsetzen können. Durch die Zusam-
menarbeit zwischen Gewerkschaften, 
Betriebsräte und Arbeitskammer mit 
den Anteilseignern und den politischen 
Vertretern werden die Interessen der 
Beschäftigten gewahrt. In dem Papier 
entwickelt ver.di eine grundsätzliche 

Kritik am Zustand des Gesundheitswe-
sens, unterbreitet aber auch Vorschlä-
ge, was zu tun ist. So wird die An-
wendung des Tarifvertrags für den 
öffentlichen Dienst (TVöD) auch für  
die christlichen und freigemeinnützi-
gen Häuser gefordert. Die Gewerk-
schafter bestehen ausdrücklich auf der 
Einhaltung des Arbeitsschutzes und 
das Finanzierungssystem der Fallpau-
schalen wird scharf verurteilt. Aber 
auch die Landesregierung bekommt ihr 
Fett weg, da sie infolge der Sparwut 
ihrer Investitionsverpflichtung nicht 
nachkommt. ver.di wirft der Regierung 
Rechtsbruch vor, da sie die Krankenhäu-
ser zur Zweckentfremdung und damit 
Veruntreuung von Versichertengeldern 
zwinge.                     MICHAEL QUETTING

Kolleginnen der  
Rottal-Inn-Kliniken 
stehen zusammen 
gegen Überlastung.

Kundgebung zum Tag der Pflege: ver.di-Sekretär Michael Quetting 
erläutert den Vorschlag der Gewerkschaft.

hen von den Belastungen, die der 
Umgang mit zum Teil depressiven, 
sucht- oder suizidgefährdeten Men-
schen mit sich bringt.« Daher hält der 
Gewerkschafter die TVöD-Entgeltgrup-
pe 5 bzw. 6 in der Assistenz für Erwach-
sene sowie die Gruppen S4 bis S8 in der 
Schulbegleitung für das Minimum – so 
wie es im CeBeeF-Tarifvertrag vorgese-
hen ist. »Dieser muss endlich umgesetzt 
werden, und zwar für alle Kolleginnen 
und Kollegen, ob im Fahrdienst oder in 
der Assistenz«, betont Marx.

Um hierfür Druck zu machen, will 
ver.di nicht nur weiterhin die Individual-
klagen ihrer Mitglieder unterstützen, 
sondern auch selbst juristisch vorgehen. 
Man werde vor Gericht Zwangsmittel –  
also Zwangsgeld oder gar Zwangs- 
haft – gegen die Mitglieder des CeBeeF-
Vorstands beantragen, kündigt Thomas 
Hess, Leiter der Rechtsabteilung bei  
ver.di in Hessen, an. »Als Vertragspart-
ner hat ver.di Anspruch auf Einhaltung 
des Tarifvertrags – darauf pochen wir.«                     	
		            DANIEL BEHRUZI

Beschäftigte  
des Kreiskranken- 

hauses Zwiesel  
in Niederbayern  

verbinden ihre  
Forderung nach  

Personalbemessung 
mit der Image- 
kampagne der  

Krankenhäuser.

Am Haupteingang  
des zum Helios- 

Konzern gehörenden  
St. Elisabeth- 

Krankenhauses  
Bad Kissingen  

in Unterfranken  
zeigen rund  

30 Gewerkschafter 
Flagge.

Wohnverbund und 
Klinik des Land-
schaftsverbands 
Westfalen-Lippe (LWL) 
im nordrhein-west- 
fälischen Marl brau-
chen mehr Personal.
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Hinzu kommen Dokumentationen und 
Evaluationen. Bis ins Detail muss alles 
aufgeschrieben werden. Die Pflege
planung – sprich: die Situation des 
Patienten, die Ziele und Maßnahmen 
der Pflege – wird regelmäßig überprüft 
und angepasst. »Der bürokratische 
Aufwand wird immer größer, aber 
mehr Zeit gibt es dafür nicht«, sagt 
Personalrat Witold Konermann. Sicher 
müsse die Pflegequalität nachprüfbar 
sein. »Aber man muss sich schon fra-
gen, ob die Anforderungen an detail-
lierteste Dokumentationen nicht zu 
weit gehen«, so der Altenpfleger. »Ich 
jedenfalls würde nicht wollen, dass bei 
mir jedes Rülpsen notiert wird.« Es 
gehe um die Überlastung der Beschäf-
tigten, aber auch um Respekt vor den 
Persönlichkeitsrechten der Patienten.

Das Hauptproblem ist jedoch der 
Zeitmangel. »Es wäre so schön, wenn 
man mehr Zeit hätte, sich um die  
Menschen zu kümmern – statt nur  
die nötigste Pflege zu machen«, sagt 
Horchler-Nöh. Im Generationenhaus 
gibt es eine Kollegin, die den Bewoh-
nern mal etwas vorliest oder sie spa-
zieren fährt – mit einer halben Stelle 
für 50 Bewohner. An die frische Luft 
kommen viele daher nur selten. Beson-
ders problematisch ist das für Raucher, 
von denen einige aufgrund ihrer Er-
krankung die Hand nicht mehr selbst 
zum Mund führen können. »Sie bitten 
und betteln darum, dass ihnen mal 
jemand eine Zigarette an den Mund 
hält.« Sieht so sieht Menschenwürde 
im reichen Deutschland aus?

»Es ist sinnvoll, die Bewohner ein-
zubeziehen, mit ihnen den Tisch zu 
decken oder die Spülmaschine einzu-
räumen«, betont Rita Jansen, die seit 
25 Jahren als Krankenschwester beim 
ELW arbeitet. »Aber das geht nicht  
einfach zusätzlich, dafür braucht man 

Seine Kollegin Horchler-Nöh kritisiert 
vor allem fehlende Wertschätzung.  
Es werde immer so getan, als könne 
jeder so einfach diese Arbeit machen –  
zum Beispiel als Politiker bei der Schle-
cker-Pleite vorschlugen, die Verkäufe-
rinnen sollten stattdessen alte Men-
schen pflegen. Dabei sei die Pflege 
eine herausfordernde, hoch qualifizier-
te Tätigkeit.

Wertschätzung drückt sich auch im 
Geld aus. Beim ELW verdienen ausge-
bildete Pflegekräfte im Regelfall zwi-
schen 2.192 und 2.980 Euro brutto, 
Pflegehelfer kommen auf 1.875 Euro 
im Monat. In nicht tarifgebundenen 
Einrichtungen ist es noch weniger. 
»Wer hier bei Daimler Autos zusam-
menschraubt, verdient deutlich mehr 
als eine examinierte Pflegekraft«, stellt 
Konermann fest. Die von ver.di-Bun-
desvorstandsmitglied Sylvia Bühler 
erhobene Forderung nach einem Mo-
natseinkommen von mindestens 3.000 
Euro für qualifizierte Pflegekräfte hält 
er für absolut gerechtfertigt.

Die Einstellung gegenüber den 
Pflegenden müsse sich ändern, betont 
Konermann, der sich bei der ver.di-
Kampagne »Altenpflege in Bewegung« 
engagiert. »Wie selbstverständlich 
werden Kolleginnen aus dem Frei ge-
rufen – wie Leibeigene, die 24 Stunden 
am Tag zur Verfügung zu stehen ha-
ben.« Auch sie komme oft spontan zur 
Arbeit, wenn sie angerufen werde, 
erzählt Jansen. »Wenn ich mal Nein 
sage, habe ich ein schlechtes Gewis-

Zeit.« Auf ihrer Station kümmern sich 
sieben Pflegekräfte mit zusammen 5,4 
Vollstellen um 25 Bewohner mit psy-
chischen Krankheiten. Diese Patienten 
hätten vielfach die Pflegestufe Null, 
bräuchten aber trotzdem eine intensive 
Betreuung, berichtet Konermann, der 
ebenfalls auf dieser Station arbeitet. 
Entsprechend groß sei die personelle 
Unterbesetzung. »Menschen mit psy-
chischen Veränderungen haben zu-
meist großen Redebedarf, was man 
wegen fehlender Zeit sehr oft ab
blocken muss – das tut weh«, so der 
58-Jährige.

Ihn empört, dass allzu oft die Pfle-
genden für die Missstände verantwort-
lich gemacht würden. »Da wird ge-
sagt, gute Pflege sei eine Frage der 
Haltung des Einzelnen. Dabei sind es 
die Rahmenbedingungen, die eine 
gute Pflege unmöglich machen.« Vor 
allem müsse der vorgeschriebene Per-
sonalschlüssel erhöht werden, fordert 
Konermann. Der in Baden-Württem-
berg bestehende Spielraum werde vom 
ELW in Verhandlungen mit den Kost-
enträgern bereits weitgehend ausge-
schöpft. »Dennoch reicht es hinten 
und vorne nicht.«

sen, weil ich meine Kollegen und die 
Patienten nicht im Stich lassen will.«

Im Klinikum Stuttgart haben Be-
schäftigte es anders gemacht: Auf 
einer Station versprachen sie sich 
gegenseitig, nicht mehr aus dem Frei 
einzuspringen und stellten der Ge-
schäftsleitung ein Ultimatum. Diese 
musste die Arbeitsbelastung darauf-
hin reduzieren. »Das zeigt doch, dass 
man etwas verbessern kann«, sagt 
Konermann. »Man muss sich nur 
einig sein und was dafür tun.«

                                DANIEL BEHRUZI

Zeit haben. Sich mit den Patienten unterhalten können. Auf sie eingehen. Und für harte Arbeit ange-
messen entlohnt werden. Diese einfachen Wünsche von Beschäftigten in der Altenpflege entsprechen 
hierzulande nirgendwo der Realität. Auch nicht in den Einrichtungen des städtischen Eigenbetriebs 
Leben und Wohnen (ELW) in Stuttgart. Dabei sind die Verhältnisse hier noch besser als in vielen an-
deren Pflegeheimen: Bezahlt wird nach dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD), auch die 
Personalausstattung ist etwas besser als anderswo. Für eine wirklich gute Pflege reicht es aber ebenso 
wenig wie für gute Arbeit. Dafür müssten sich die Rahmenbedingungen schon grundlegend ändern.

Für Menschenwürde keine Zeit

»Bei uns kommen auf eine Pflegekraft 
anderthalb Bewohner, die überwie-
gend Pflegestufe 3 haben und als 
Härtefälle definiert sind«, sagt Heidi 
Horchler-Nöh, die seit zwölf Jahren im 
Heslacher Generationenhaus arbeitet. 
Das höre sich erstmal gut an, aber 
Pflegedienstleitung und Sozialer Dienst 
seien im Personalschlüssel enthalten. 
Verteilt auf drei Schichten und abzüg-

Verfassungsklage des Sozialverbands VdK

lich der Fehlzeiten durch Urlaub, 
Krankheit und Fortbildungen sei es 
dann doch viel zu wenig. Im Früh-
dienst kümmern sich auf ihrer Station 
üblicherweise sechs Kolleginnen um  
24 vorwiegend junge Pflegebedürftige. 
»Das heißt, jede muss vier Menschen 
versorgen: waschen, anziehen, in den 
Rollstuhl setzen, Essen geben, mittags 
wieder ausziehen, ins Bett legen, nach 
zwei Stunden noch einmal von vorn – 
das ist schon anstrengend, auch kör-
perlich.« Mehr als ein Mal pro Woche 
duschen und zwei Mal Haare waschen 
sei da nicht machbar.

Realität in deutschen Pflegeheimen

»Man springt aus dem Frei ein, 

weil man ein schlechtes Gewissen 

gegenüber den Kolleginnen hat.«

»Bei uns gilt der TVöD, auch weil 

wir ein kommunaler Eigenbetrieb 

sind. Das sollte in allen Einrich­

tungen so sein – ob öffentlich,  

freigemeinnützig oder privat.«

»Zu Beginn der Ausbildung sind 

viele noch idealistisch. Das wird 

ihnen wegen der Bedingungen 

aber schnell ausgetrieben. Der 

Fachkräftemangel bietet viel­

leicht die Chance, daran etwas 

zu ändern.«
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... nach Pflegegesellschaft

Alle Angaben in MinutenVorgabe nach SGB Berechneter Wert

Von einer Stunde notwendiger Pflegezeit nach Sozialgesetzbuch (SGB)
steht tatsächlich zur Verfügung ...

... nach MDK ... nach ver.di

60 60 37 60 2935
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Der Sozialverband VdK will Verfassungsklage wegen menschenunwürdiger Zustände 
in der Pflege einreichen. Menschen müssten »in Würde altern können«, betonte 
VdK-Präsidentin Ulrike Mascher. Hermann Gröhe (CDU) sei der vierte Bundesgesund-
heitsminister in Folge, der eine grundlegende Pflegereform ankündige – bislang 
ohne Konsequenz. Damit verletze der Staat seine Schutzpflichten gegenüber den 
Pflegebedürftigen. Einen weiteren Beleg hierfür liefert ein Gutachten des Paritäti-
schen Wohlfahrtsverbands. Demnach sind in der ambulanten Pflege beispielsweise 
45 Minuten für die »Morgenwäsche« vorgesehen, tatsächlich bleiben den Pflege-
kräften dafür aber nur etwa 20 Minuten.                                                      - dab

Jede zweite Pflegekraft fehlt
Wie man auch rechnet: Es gibt nicht genügend Personal, um die Bewohner in den 
Altenheimen entsprechend der Bestimmungen des Sozialgesetzbuchs (SGB) zu 
versorgen. Ausgehend von den Zahlen im Saarland kommen unterschiedliche  
Rechenmethoden der saarländischen Pflegegesellschaft, des Medizinischen Dienstes 
der Krankenkassen (MDK) und von ver.di zu ähnlichen Ergebnissen. Es fehlt etwa 
jede zweite Pflegekraft. Von einer Stunde notwendiger Pflegezeit können nur  
zwischen 29 und 37 Minuten erbracht werden. Die vom Gesetzgeber geforderte 
Pflegezeit kann also selbst theoretisch nicht erfüllt werden – obwohl sie schon 
äußerst gering bemessen ist.     					     -mq	
	 Die Darstellung der Berechnungsgrundlagen findet sich unter: 

	 www.drei.verdi.de 
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50 Ausgaben der drei – ein Grund zum Feiern!
Sophie hält schon die Geburtstagstorte in der Hand, 
als plötzlich ihre Vorgesetzte, Frau A. Meise, vor ihr 
steht. 

Was meint Ihr, was sagen die beiden? 
Sophie sagt….  Frau Meise sagt….
Füllt die Sprechblasen aus und schickt sie uns per 
E-Mail oder mit der Post. Dafür bekommt ihr von uns 
die neue Sophie-Pausentasse, und etwas Süßes dazu.
Die besten Sprüche wollen wir im Internet veröffent-
lichen, unter: www.drei.verdi.de

Einsendeschluss: 14. Juli 2014
redaktion.drei@verdi.de
ver.di-Bundesverwaltung
Ressort 9 / Redaktion drei 
Stichwort »Sprücheklopfer«
Paula-Thiede-Ufer 10
10179 Berlin

Sprucheklopfer 
gesucht!
Sprechblasen ausfüllen – 

 

Tasse gewinnen! 

 

..

drei wünscht sich zur 50. Ausgabe Kommentare statt Präsente

Kein Fest ohne Gäste

Die drei erscheint nun schon zum 50. Mal. Ganz klar: Das muss gefeiert werden. Aber was wäre ein Fest ohne Gäste? Wir haben Akteure  
aus dem Gesundheitswesen eingeladen, Stellung zu beziehen – zu den Themen, die ihnen wichtig sind. Lobhudeleien waren nicht erwünscht.

Schritt für Schritt 
zum Tarifvertrag des 
öffentlichen Dienstes  
(TVöD) – so kann 
man den Weg der 
Arbeitsgemeinschaft 
der Mitarbeiterver-
tretungen im Diakoni-
schen Werk Württem-
berg beschreiben. 
Zuerst haben wir die 
»Tarifautomatik« 
durchgesetzt, damit gelten alle Vergü-
tungstarifabschlüsse des TVöD unmittel-
bar und können nicht abbedungen 
werden. Nun hat der Schlichtungsaus-
schuss entschieden, dass der Tarifvertrag 
Sozial- und Erziehungsdienst Teil der 
Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) Württem-
berg werden muss. Das ist ein weiterer 
wichtiger Schritt zu unserem Ziel, den 
TVöD als Anwendungstarifvertrag durch-
zusetzen. Warum sich die Mühe des 
Abschreibens machen, wenn man das 
Original haben kann?

Unser Ziel, den TVöD als Leittarif für 
die soziale Arbeit allgemeinverbindlich zu 
machen, erfordert zwar noch ein Stück 
Weg. Doch dass dieses Ziel ein machba-
res und vernünftiges Ziel ist, erkennen 
auch immer mehr Arbeitgeber. Und dass 
wir diesen Weg nur mit einer starken 
Gewerkschaft verdi gehen können, 
erkennen immer mehr Kolleginnen und 
Kollegen und werden Mitglied unserer 
Gewerkschaft, die nicht nur Dienstleis-
tungsgewerkschaft, sondern auch Kir-
chengewerkschaft und vor allem Mit-
mach-Gewerkschaft ist. Die drei ist 
hierbei eine wichtige und gute Hilfe.

   	

Die Professionalisie-
rung der Pflege ist 
das Leitmotiv des 
Deutschen Berufsver-
bands für Pflegeberu-
fe (DBfK) seit 111 
Jahren. Von Anfang 
an begleitet uns in 
dieser Diskussion die 
strukturelle Benachteili-
gung der Pflege und anderer typischer 
Frauenberufe als Herausforderung. In der 
gesellschaftlichen Wahrnehmung bewegt 
sich Pflege immer zwischen dem Alltägli-
chen – dem, was Millionen pflegende 
Angehörige tagtäglich tun – und existen-
ziellen Erfahrungen: Geburt, schwere 
Krankheit, Tod.

Vor dem Hintergrund der demogra-
phischen Entwicklungen – im englischen 
Sprachraum plastisch und drastisch als 
»Silver Tsunami« beschrieben – ist die 
politische Aufmerksamkeit gewachsen. 
Doch wird die Herausforderung vor allem 
auf quantitative Aspekte reduziert: »Wer 
soll die vielen Pflegebedürftigen und 
Alten einmal pflegen?« wird viel öfter 
gefragt als »Wie können sie gut gepflegt 
werden?« Deshalb ist die Budgetschere 
im Kopf in den Diskussionen um die 
Weiterentwicklung der Pflegeberufe 
immer beteiligt – egal ob es um eine 
bessere Ausbildung geht, um neue Berufe 
oder um mehr Personal.

Die Berufsorganisationen in der 
Pflege – Gewerkschaft wie Berufsverband 
und demnächst die Pflegekammern – 
müssen gemeinsam für eine bessere 
Qualität der Arbeit und der Versorgung in 
der Pflege eintreten. Auch dann, wenn 
wir uns bei den Lösungsansätzen im 
Wettbewerb um die besseren Strategien 
befinden.

Mit der Einführung 
der Fallpauschalen 
(DRG) und der 
Konkurrenz der 
Krankenhäuser 
zueinander ist eine 
Dynamik in  
Gang gesetzt wor-den, 
die weder für Patient/
innen noch für Be-
schäftigte gut ist – im Gegenteil. Sie 
führt dazu, dass vor allem am Pflegeper-
sonal gespart wird. Die Pflegekräfte in 
deutschen Kliniken haben so viele Kranke 
zu versorgen wie in keinem anderen west-
europäischen Land (10,3 Patient/innen 
auf eine Pflegkraft; im Vergleich dazu 
Norwegen: 3,8!). Hier muss man explizit 
von Unterversorgung reden und nicht nur 
davon, das Personal dürfe »nicht über 
Gebühr belastet werden«, wie es die 
Regierung im Koalitionsvertrag tut.

Gleichzeitig stellen wir eine Fallzahl-
steigerung besonders bei invasiven 
Prozeduren fest, die nicht in Gänze 
medizinisch begründbar ist. Nicht nur die 
OECD sondern auch unsere tägliche 
Erfahrung lassen auf eine Überversorgung 
in deutschen Krankenhäusern aus be-
triebswirtschaftlichem Kalkül schließen.

Die Ökonomisierung der Krankenhäu-
ser und unser berufliches Ethos sind nicht 
vereinbar. Gute Arbeit und gute Patien-
tenversorgung stehen unter den Bedin-
gungen von kapitalistischer Konkurrenz in 
krassem Widerspruch zueinander. Hier 
helfen keine Neujustierungen oder 
kleinen Reformschritte. Hier hilft nur eine 
grundsätzliche Änderung der gesamten 
Stoßrichtung der Politik!

Seit dem Geburtsjahr 
von Dr. med. Mabuse 
1976 hat sich vieles 
geändert: Nicht nur 
die verfemte »Stan-
despresse« griff dank- 
bar unsere Themen 
auf, die DDR, die nie 
unsere Sympathien 
genoss, ging den Bach 
runter, die Grünen zogen in den Jugosla-
wien-Krieg und die CDU hält die gesell-
schaftliche Mitte zwischen rinks und 
lechts fest umschlungen. Wir wollten das 
Gesundheitswesen undogmatisch und mit 
kritisch-wachen Augen betrachten – wie 
hätten wir da unbeeindruckt und gesin-
nungsfest den immer gleichen Zielen 
anhängen können?

Doch es gibt etwas, dass uns heute 
wie damals antreibt und motiviert: 
Beschäftigte im Gesundheitswesen, die 
sich nicht damit begnügen, ihren Beruf  
so auszuüben, dass es für Arbeitgeber 
und Krankenkassen okay ist. Die gegen 
disziplinäre Grenzen anrennen, den  
Austausch mit Kolleg/innen sowie Patien-
tinnen und Patienten suchen und sich  
den »großen« Fragen stellen: Wie können 
Hilfe und Unterstützung gelingen?  
Welchen ethischen und moralischen 
Ansprüchen müssen wir gerecht werden? 
Und vor allem und zuerst: Wie gelingt  
es uns, die Interessen der Patienten in 
den Mittelpunkt zu stellen, gegen die 
Interessen des Arbeitgebers, gegen 
eigene Befindlichkeiten und manchmal 
auch gegen gewerkschaftliche Borniert-
heiten?

   	

Warnstreik im 
Öffentlichen Dienst, 
Pilotenstreik bei der 
Lufthansa – und 
schon fordern die 
Arbeitgeber neue 
Regeln für Arbeits-
kämpfe. Dabei ist 
Deutschland im 
internationalen Ver-
gleich ein sehr streikarmes Land. Selbst 
wenn es anders wäre und die Arbeitneh-
mer häufiger zum letzten Mittel greifen 
würden, hätte der Gesetzgeber zu schwei-
gen. Wer das Streikrecht attackiert – bei-
spielsweise durch eine verordnete Ta-
rifeinheit mit gesetzlicher Friedenspflicht 
für »Minderheitsgewerkschaften« – stellt 
auch die Koalitionsfreiheit in Frage (Art. 
9 Abs. 3 Grundgesetz). Es waren mutige 
Frauen und Männer, die dieses Freiheits-
recht gegen den erklärten Widerstand der 
Unternehmer erkämpft haben.

Aus der Koalitionsfreiheit leitet sich 
auch das Streikrecht tarifmächtiger 
Gewerkschaften ab – unabhängig von 
ihrer Größe oder Ausrichtung. Es ist gut, 
dass sich ver.di zuletzt sehr klar von 
einem Zwang zur Tarifeinheit mit Streik-
verbot distanziert hat. Tarifeinheit müs-
sen die Gewerkschaften unter sich aus-
machen – freiwillig. Auch wenn wir 
unterschiedliche Ansätze gewerkschaftli-
cher Arbeit vertreten, sollten wir in der 
Verteidigung unserer gemeinsamen 
Rechte einig sein. Tarifautonomie und 
Streikrecht sind unteilbar und keine 
Privilegien, die nach Gutdünken der 
Unternehmerverbände verliehen werden.

AG
MAV
Arbeitsgemeinschaft
der Mitarbeitervertretungen
im Diakonischen Werk Württemberg

Mitteilungen für die
Arbeitsgemeinschaft
der Mitarbeitervertretungen
im Diakonischen Werk Württemberg

Nr. 106 
Oktober 2013�

Hermann Löffler, 
Mabuse-Urgestein und 
Geschäftsführer

Franz Wagner, Bundes-
geschäftsführer DBfK

Nadja Rakowitz,  
Verein demokratischer 
Ärztinnen und Ärzte

Armin Ehl, Haupt-
geschäftsführer des 
Marburger Bundes – 
Bundesverband

Wolfgang Lindenmaier, 
Arbeitsgemeinschaft 
der Mitarbeiterver- 
tretungen im Diako-
nischen Werk Würt-
temberg

Den »großen« Fragen stellen Budgetschere im Kopf Krankenhaus statt Fabrik Streikrecht ist unteilbar TVöD als Leittarif  
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Mit Fuffzig geht’s 
erst richtig los!
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Südwesten bleibt vorn
Stuttgart | Die Geschäftsleitungen der 
vier baden-württembergischen Unikli-
niken sind wieder einmal gescheitert. 
In der diesjährigen Tarifrunde hatten 
sie sich erneut vorgenommen, die 
Gehälter der rund 25.000 nicht-ärzt-
lichen Beschäftigten abzusenken. »Wir 
lassen uns nichts nehmen, was wir in 
der Vergangenheit erkämpft haben«, 
sagte Gabriele Oppenheimer von der 
ver.di-Verhandlungskommission dazu. 
Und sie behielt recht. 

Nach diversen Aktionen und 
konkreten Vorbereitungen für ei-
nen Erzwingungsstreik ruderten die 
Arbeitgeber zurück und akzeptierten 
Tariferhöhungen wie im öffentlichen 
Dienst: Im ersten Schritt drei Prozent, 
mindestens aber 90 Euro mehr im  
Monat. Ab April 2015 noch einmal  
2,4 Prozent mehr Geld. 30 Urlaubstage 
für alle Beschäftigten, für Auszubilden-
de 28 Tage. Zudem wird der Fortbil-
dungstag für ver.di-Mitglieder in einen 
freien Tag umgewandelt. 

Psychotherapeuten in Ausbil-
dung erhalten erstmals eine tarifliche 
Bezahlung von 1.045 Euro im Monat 
(siehe Seite 11). Physiotherapie-Azubis 
müssen kein Schulgeld mehr bezahlen. 

Die Beschäftigten in Tübingen, Frei-
burg, Ulm und Heidelberg verdienen 
damit weiterhin durchschnittlich etwa 
150 Euro monatlich mehr als ihre Kol-
leginnen in anderen Krankenhäusern. 
»2004 sind die Unikliniken aus dem Ar-
beitgeberverband ausgetreten, um die 
Einkommen abzusenken«, erinnerte 
Oppenheimer. »Doch sie haben unsere 
Kampfkraft unterschätzt.« Ihr Kollege 
Ralf Kiefer, Sprecher der ver.di-Vertrau-
ensleute im Uniklinikum Heidelberg, 
führte den diesjährigen Erfolg auf den 
wirtschaftlichen Schaden zurück, den 
ein Arbeitskampf verursacht hätte.

Warnstreiks bringen Erfolg
Fast 88 Prozent der befragten ver.di- 
Mitglieder haben dem Anfang April 
erzielten Tarifergebnis für Bund und 
Kommunen zugestimmt. Laut Vertrag 
erhöhen sich die Einkommen rückwir-
kend ab März um drei Prozent, mindes-
tens aber 90 Euro im Monat. Ab März 
2015 kommen weitere 2,4 Prozent 
hinzu. Ermöglicht haben das Warn-
streiks mit insgesamt mehr als 300.000 
Beteiligten. Mancherorts mit dabei 
auch Beschäftigte der Diakonie – zum 
Beispiel am 26. März auf dem Stuttgar-
ter Markplatz (siehe Foto). Noch nicht 
durchgesetzt wurde die Erhöhung der 
Nachtzuschläge im Krankenhaus von  
15 auf 20 Prozent.                        - red

drei: ver.di hat mit der evangelischen 
Kirche und dem Diakonischen Werk in 
Niedersachsen eine Grundsatzverein-
barung über eine »soziale Partner-
schaft« unterzeichnet. Ist das bereits 
der seit langem angestrebte Tarifver-
trag?
Annette Klausing: Nein. Wir haben 
mit der Vereinbarung aber die Grund-
lage für einen regulären Tarifvertrag 
geschaffen. Wir haben uns darin auf 
gemeinsame Ziele und ein Prozedere 
verständigt, wie Konflikte gelöst wer-
den können. Klar ist, dass wir einander 
als Tarifparteien auf Augenhöhe ge-
genübertreten wollen.

Die Vereinbarung sieht bei Streitigkei-
ten ein »verbindlich durchzuführendes 
Schlichtungsverfahren« vor. Wie sieht 
dieses aus?
Es soll zwei Schlichter geben, die von 
jeweils einer Seite benannt werden. 

Geschlossenheit war entscheidend
Grundlage für Tarifvertrag in Niedersachsens Diakonie geschaffen

Annette Klausing führt für ver.di die Tarifver- 
handlungen mit der Diakonie Niedersachen.

Diese sollen im Konfliktfall zunächst 
moderierend eingreifen. Kommt den-
noch keine Einigung zustande, be-
ginnt ein zweistufiges Schlichtungs-
verfahren. Das Besondere daran: In 
der zweiten Stufe hat die Arbeitneh-
merseite ein leichtes Übergewicht, so 
dass wir nicht überstimmt werden 
können. Freilich steht ein Schlichter-
spruch unter dem Vorbehalt der Zu-
stimmung der Tarifparteien.

Die Kirche bestreitet nach wie vor das 
Streikrecht ihrer Beschäftigten. Was 
sagt die in Niedersachsen getroffene 
Vereinbarung darüber aus?
Nichts. Das Prozedere der Tarifver-
handlungen wird so sein, dass sich 
Arbeitskämpfe vermutlich vermeiden 
lassen. Sollten wir dennoch an einen 
Punkt kommen, an dem weder in 
Verhandlungen noch in der Schlich-
tung ein Kompromiss erreichbar ist, 

werden wir im Einzelfall prüfen, ob wir 
in den Arbeitskampf gehen können. 
Das heißt: Ob wir es aus juristischer 
Sicht dürfen, und ob die Mobilisie-
rungsbereitschaft der Beschäftigten 
dafür ausreicht. Ich schließe einen Ar- 
beitskampf jedenfalls nicht grundsätz-
lich aus. Denn das Streikrecht gilt für 
alle Beschäftigten – dabei bleiben wir.

Der Vereinbarung sind langjährige 
Auseinandersetzungen vorausgegan-
gen. Was hat den Ausschlag dafür 
gegeben, dass es schließlich doch zu 
einer Einigung gekommen ist?
Entscheidend war die Geschlossenheit 
und Beharrlichkeit der Beschäftigtensei-
te. Wir haben über einen langen Zeit-
raum sehr viele Aktionen gemacht und 
gemeinsam für einen Tarifvertrag ge-
stritten. Der Arbeitgeber hat nieman-
den mehr gefunden, der im Rahmen 
des »Dritten Wegs« kircheninterner 
Lohnfindung die Rolle des Verhand-
lungspartners übernehmen wollte. 
Letztlich haben Kirche und Diakonie 
deshalb eingesehen, dass sie die Ar-

Beschäftigungszeit, Jubiläumsgeld

TVöD
AVR 

Caritas

AVR     

   DW EKDKD
AWO NRW BAT-KF

DRK  

ReformTV
TV-L TV Ärzte TV Helios TV iGZ3

Vertragstyp Tarifvertrag AGB1 AGB1 Tarifvertrag AGB1 Tarifvertrag Tarifvertrag Tarifvertrag Tarifvertrag Tarifvertrag

Beschäftigungszeit

Anrechnung Zeiten aller 
öffentlich-
rechtlichen 
Arbeitgeber

Zeiten bei 
Arbeitgebern 
der Caritas 
oder der 
kath. Kirche

Zeiten bei 
kirchlichen, 
diakoni-
schen und 
karitativen 
Rechtsträ-
gern können 
angerechnet 
werden

Zeiten bei 
Arbeitge-
bern der TG 
des DRK, 
jedoch nur 
bei Stufenzu-
ordnung

Zeiten aller 
öffentlich-
rechtlichen 
Arbeitgeber

Zeiten aller 
öffentlich-
rechtlichen 
Arbeitgeber

Zeiten bei 
ausgewählten  
Arbeitgebern 
im Helios-
Konzern

davon abhängig:  
mehr Krankengeldzuschuss         

davon abhängig:  
besserer Kündigungsschutz     ()   

davon abhängig:  
Stufenzuordnung teilweise teilweise teilweise teilweise ja teilweise

davon abhängig:
voller Urlaubsanspruch ja ja

davon abhängig:
Jahressonderzahlung ja

Jubiläumsgeld

nach Jahren 
Beschäftigungszeit

10 Jahren
153,39 €

25 Jahren
350 €
1 Tag frei

25 Jahren
613 €

25 Jahren
613 €
1 Tag frei

25 Jahren
300 €
1 Tag frei

25 Jahren

5 SU2

25 Jahren
300 €

25 Jahren
350 €
1 Tag frei

25 Jahren
350 €
1 Tag frei

25 Jahren

1 Tag frei

40 Jahren
500 €
1 Tag frei

40 Jahren
1.022 €

40 Jahren
1.227 €
1 Tag frei

35 Jahren
400 €
1 Tag frei

40 Jahren

10 SU2

40 Jahren
400 €

40 Jahren
500 €
1 Tag frei

40 Jahren
500 €
1 Tag frei

40 Jahren

1 Tag frei

50 Jahren
1.227 €

45 Jahren
500 €
1 Tag frei

50 Jahren
500 €

Teilzeitbeschäftigte werden 
gleichbehandelt        

betrieblich geht mehr4
   

VON TOBIAS MICHEL

Wer eine neue Stelle sucht, denkt 
meist nicht an Jubiläen oder Kündi-
gungsschutz. Schwachpunkte im Ver-
trag fallen so erst Jahre später auf. 
Insbesondere beim Kündigungsschutz 
gewinnen sie an Gewicht.

Die Anrechnung von Vorzeiten bei 
anderen Arbeitgebern wird da oft auf 
verwandte Unternehmen (Träger) be-
schränkt. Das ist in Bundesländern mit 
überwiegend kommunalen Gesund-
heits- und Betreuungseinrichtungen 
eine kleinere Hürde. Doch zum Beispiel 
in den östlichen Bundesländern und in 
Nordrhein-Westfalen ist die Einrich-
tungslandschaft wild durchmischt.

Auch darum wollen wir in den 
Tarifen regeln, dass es bei der Einstu-
fung allein auf die übertragene Tätig-
keit und die Berufserfahrung an-
kommt.

Arbeitgeber haben sich in den 
vergangenen Jahren aus ihrer Aus-
bildungsverpflichtung verabschiedet. 
Jetzt ernten sie dafür Fachkräfteman-
gel. Vielleicht kannst Du deshalb bei 
Vertragsabschluss keck und fordernd 
auftreten. Doch es ist schwer, dabei 
alle Stellschrauben im Blick zu haben. 

Tipp
Wer möchte schon bei jedem Wechsel des 
Arbeitgebers von vorn anfangen? Beim 
Einstellungsgespräch lohnt daher Klä-
rung: »Es werden aus früheren Arbeitsver-
hältnissen N-Jahre angerechnet.« 
Rechtlich sicher kannst Du so etwas nur 
schriftlich vereinbaren. Oft geschieht dies 
als Nebenabrede zum Arbeitsvertrag.

1AGB: 	 Arbeitsvertragsrichtlinien sind nur Allgemeine Geschäftsbedingungen. Sie dürfen durch einzelvertragliche Regelungen verschlechtert werden.
2SU: 	 Sonderurlaubstage werden dem Jahresurlaub zugeschlagen. Doch bei Wechselschichtarbeit nehmen Kappungsregeln dieses Versprechen wieder zurück.
3TV IGZ: 	 Der Tarifvertrag »Zeitarbeit« zwischen der Tarifgemeinschaft der Leiharbeitgeber iGZ und dem DGB ist offenbar besonders ungünstig.
4Öffnung: Einige Tarifverträge öffnen dem Betriebs- oder Personalrat die Gelegenheit, betrieblich bei Jubiläen noch eine Schippe drauf zu legen. 
	 Wir denken da sofort an die Buchung von ein paar Extra-Freischichten auf das Arbeitszeitkonto.
++	 Mit der Beschäftigungsdauer wächst der Kündigungsschutz, aber auch die eigene Kündigungsfrist. Im TVöD, TV-L und im TV Ärzte dürfen wir nach 15 		
	 Jahren nur noch »aus einem wichtigen Grund« (außerordentlich) gekündigt werden. Wer früher als Mitte 1994 eingestellt wurde, gilt sogar als unkündbar. 
+(+)	 Im BAT-KF gilt als so ein wichtiger Grund insbesondere der »Austritt der/des Mitarbeitenden aus der evangelischen Kirche«.

     	 eine gute Regelung
     	 hier lauern Nachteile!

beitsbedingungen nur gemeinsam mit 
den Gewerkschaften regeln können. 
Beschleunigt hat diesen Prozess wo-
möglich das Urteil des Bundesarbeits-
gerichts vom November 2012, das die 
Einbeziehung der Gewerkschaften 
explizit gefordert hat. Hinzu kommt die 
Erkenntnis, dass Tarifregelungen für 
kirchliche Träger auch von Nutzen sein 
können. Ein allgemeinverbindlicher 
Tarifvertrag – zum Beispiel in der Alten-
pflege – kann die Dumpingkonkurrenz 
beenden, die letztlich allen schadet. 

INTERVIEW: DANIEL BEHRUZI

Eine längere Version unter: 
www.drei.verdi.de

Je länger, je besser?

   ERTRÄGE IM VERGLEICH
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Vorlagen im Netz
Sieben Plakate zeigen unterschiedliche 
Bereiche mit dem gleichen Problem: Zu 
viel Arbeit für zu wenig Beschäftigte. 
Ob in der Notaufnahme, im Stations-
dienst, in der Essenszubereitung oder 
in der Verwaltung – überall wächst 
die Arbeit über den Kopf. Alle wol-
len gute Arbeit leisten. Aber es kann 
nicht gelingen. Denn dafür fehlen die 
nötigen Fachkräfte. Helfen würde eine 
verbindliche Personalbemessung per 
Gesetz. Plakat Nr. 8 »Unser Weg zu 
einem Gesetz zur Personalbemessung« 
zeigt den langen Weg zum Ziel.  
Alle Plakat-Motive gibt es als Down-
load-Vorlage:  
www.der-druck-muss-raus.de   - up 
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In Baden-Württemberg hat sich der Protest bereits gelohnt: An den dortigen Unikliniken erhalten Psychotherapeuten in Ausbildung von nun an 1.045 Euro im Monat.

Besonders hart sind die Bedingungen 
während der anderthalbjährigen Praxi-
seinsätze in psychiatrischen und psy-
chosomatischen Kliniken, wo die PiA 
insgesamt 1.800 Stunden arbeiten 
müssen. »Dort habe ich bei einer 
25-Stunden-Woche brutto gerade mal 
200 Euro im Monat verdient«, berich-
tet Simons. Zum Glück sei ihr Gehalt 
vom Jobcenter auf das Niveau des 
Arbeitslosengeldes II gestockt worden. 
Einen Rechtsanspruch darauf haben 
PiA indes nicht, da sie – so die Haltung 
der Bundesagentur – dem Arbeits-
markt nicht zur Verfügung stehen.

Ein zentrales Problem ist, dass die 
praktische Tätigkeit zurzeit weitgehend 
ungeregelt ist. Im Psychotherapeuten-
gesetz findet sich weder eine Aussage 
zur Vergütung noch zum Vertragsver-
hältnis. Die Folge ist ein Wirrwarr an 
Regelungen, die vom ungeregelten 
»Gaststatus« ohne Vertrag über »Prak-
tikantenverträge« bis hin zu ordentli-
chen Angestelltenverhältnissen rei-
chen. Dies öffnet der Ausbeutung der 
angehenden Therapeuten Tür und Tor. 
Dabei profitieren die Einrichtungen 
unmittelbar von den PiA, die wichtige 
Arbeit für die Kliniken leisten. Sie habe 
die Morgenrunde und psychoedukative 
Gruppen geleitet, Visiten dokumentiert 
und Einzelgespräche mit Patienten 
geführt, berichtet Simons.

»Oft müssen PiA sofort die Arbeit 
eines approbierten Klinikpsychologen 
übernehmen«, sagt auch Marcel Hün-
ninghaus, PiA-Landessprecher in 
Rheinland-Pfalz. »Das ist eine Riesen-
verantwortung, auf die man im Studi-

um überhaupt nicht vorbereitet wird.« 
Die meisten bekämen dabei nur wenig 
Unterstützung. Die Häuser sparen 
durch den Einsatz der PiA viel Geld, ist 
der 27-Jährige überzeugt. »Wir leisten 
Arbeit, die sonst ein regulär Beschäf-
tigter mit tariflicher Vergütung machen 
würde – deshalb ist das im Grunde 
Lohndumping.«

Zusätzlich zur Arbeit im Kranken-
haus müssen die PiA in dieser Zeit 
abends oder am Wochenende Semina-
re besuchen. »Bei mir war das immer 
von 18 bis 22 Uhr«, erzählt Hünning-
haus. »Nach einem stressigen Tag in 
der Klinik ist das echt hart.« Wenn 
dann noch einen Nebenjob hinzu-
kommt, sei das kaum zu schaffen. Die 
theoretische Ausbildung müsse des-
halb als Arbeitszeit angerechnet wer-
den, fordert Hünninghaus. »So ist es 
bei der Facharzt-Weiterbildung schließ-
lich auch.«

Simons verweist darauf, dass bei-
spielsweise die Ausbildung in der Kran-
kenpflege gesondert refinanziert wird, 
die der PiA aber nicht. »Das muss sich 
ändern, sonst können nur Leute aus 
der Mittelschicht Psychotherapeut 
werden.« Notwendig seien Kostenfrei-
heit und eine angemessene Vergütung 
nach Tarif. Um hierfür Druck zu ma-
chen, engagieren sich Simons und 
Hünninghaus in der PiA-AG von ver.di. 
Zusammen mit ihren Mitstreitern  
wollen sie die Regierung immer wieder 
an ihr Versprechen erinnern, die  
Ausbildung in der Psychotherapie 
grundlegend zu reformieren.  
		           DANIEL BEHRUZI

Wer Psychotherapeut werden will, 
muss sich auf lange Jahre der Entbeh-
rung einstellen. Denn nach dem Mas-
ter- oder Diplomstudium ist längst 
noch nicht Geldverdienen angesagt. 
Stattdessen absolvieren die angehen-
den Therapeuten anschließend eine 
drei- bis fünfjährige Weiterbildung – 
während der sie nicht nur kaum etwas 
verdienen, sondern auch noch hohe 
Gebühren zahlen müssen. Während 
der praktischen Tätigkeit in Kliniken ist 
der Status der Psychotherapeuten in 
Ausbildung (PiA) zudem nicht geklärt.

Union und SPD versprechen im 
Koalitionsvertrag: »Wir werden das 
Psychotherapeutengesetz samt den 
Zugangsvoraussetzungen zur Ausbil-
dung überarbeiten.« Doch was das 
bedeutet – und ob dieser Ankündi-
gung auch Taten folgen – ist unklar. 
Die Betroffenen jedenfalls drängen 
darauf, dass die Regierung etwas 
ändert. 

»Der rechtliche Status der PiA 
muss endlich geregelt werden«, for-
dert Katharina Simons. Seit 2011 
macht die 38-jährige Berlinerin eine 
Weiterbildung zur Psychotherapeutin. 
Kostenpunkt: 23.000 Euro. So viel 
muss Simons an ein privates Institut 
zahlen, um sich zur Verhaltensthera-
peutin qualifizieren zu lassen. Im Be-
reich Psychoanalyse kann es auch 
leicht das Doppelte kosten. »Wenn 
meine Eltern die Gebühren nicht fi-
nanzieren würden, ginge es gar 
nicht«, sagt Simons. Zumal sie sich 
zusätzlich um ihre achtjährige Tochter 
kümmern muss.

VER.DI-POSITIONEN ZUR REFORM DES PSYCHOTHERAPEUTENGESETZES

ERSTER TARIFVERTRAG FÜR PIA KONTAKT & INFOS

Bei der Psychotherapieausbildung handelt es sich faktisch um eine Weiterbil-
dung, die betrieblich und arbeitsrechtlich auszugestalten ist. Die erforderlichen 
therapeutischen Erfahrungen sind unter fachlicher Anleitung und Aufsicht zu 
sammeln.

Die Psychotherapieweiterbildung muss horizontal und vertikal möglichst 
durchlässig sein, so dass beispielsweise Quereinstiege möglich sind.

Der Status der PiA muss geklärt werden. Die bisher zeitlich verteilten prakti-
schen Tätigkeiten sollten zu einer Praxisphase weiterentwickelt werden. Dabei 
müssen die gängigen arbeitsrechtlichen Standards gelten und eine der Vor-
qualifikation (Master-Abschluss) entsprechende angemessene Vergütung ge-
zahlt werden.

Die Qualifizierung in Gesundheitsberufen ist eine gesellschaftliche Aufgabe, 
deren Kosten auch gesellschaftlich zu tragen sind.

An den Unikliniken Baden-Würt-
tembergs hat ver.di erstmals  
einen Tarifvertrag für Psycho- 
therapeuten in Ausbildung (PiA) 
erreicht. Monatlich 1.045 Euro 
erhalten PiA dort künftig wäh-
rend ihrer praktischen Tätigkeit. 
»PiA arbeiten wie Profis, be-
kommen aber nichts dafür«, so 
ver.di-Verhandlungsführer Günter 
Busch. »Diesen lange andauern-
den Missstand konnten wir mit 
dem Tarifabschluss in den Unikli-
niken endlich beseitigen.«
                   

ver.di PiA-AG:  
https://gesundheit-soziales.verdi.
de/berufe/psychotherapeut-in 

PiA-Politik-Treffen:  
http://piapolitik.de

Aktionen:  
http://pia-im-streik.de

Protest-Spots: 
http://piapolitik.de/video/

                   

Status angehender Psychotherapeuten in Kliniken ist 
ungeklärt. Minimale Bezahlung trotz wichtiger Arbeit

Rechtlose Therapeuten
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Plakatreihe: Im Krankenhaus herrscht jeden Tag Not

Die Diskussionen über die Einführung 
von Pflegekammern gehen weiter – 
allerdings mit unterschiedlichen 
Trends. In Hamburg haben sich bei 
einer Befragung nur 36 Prozent der 
Pflegekräfte für eine Kammer ausge-
sprochen. 48 Prozent sind dagegen 
und 16 Prozent haben keine ab-
schließende Meinung. Der Senat der 
Hansestadt hat das Vorhaben darauf-
hin zu den Akten gelegt. Ganz anders 
in Rheinland-Pfalz: Hier soll ein ent-
sprechendes Gesetz bereits im Herbst 
verabschiedet werden.

Die Forderung, dass Pflegekräfte 
mehr Wertschätzung und Anerken-
nung brauchen, ist mehr als berech-
tigt. Notwendig dafür sind bessere 
Arbeitsbedingungen und eine höhe-
re Bezahlung. Pflegekammern kön-
nen die vielfältigen Probleme nach 
Ansicht von ver.di nicht lösen – nicht 
zuletzt, weil sie in den entscheiden-
den Fragen keine Regelungskompe-
tenzen hätten. Vielmehr sind politi-
sche Lösungen gefragt.

Dieser Kritik zum Trotz über-
nimmt ver.di dort, wo Pflegekam-
mern politisch gewollt und geschaf-
fen werden, Verantwortung. So auch 
in Rheinland-Pfalz, wo die Gewerk-
schaft in der sogenannten Grün-
dungskonferenz vertreten ist. Diese 
soll den Dialog intensivieren und die 
Gründung einer Pflegekammer vor-
bereiten. In Niedersachsen ist ver.di 

ebenfalls am »Vorbereitungsdialog 
Pflegekammer« beteiligt. Hier hatten 
sich bei einer Befragung zuvor 67 
Prozent für das Projekt ausgespro-
chen. Allerdings lehnte eine knappe 
Mehrheit die Kammer ab, wenn Pfle-
gekräfte zur Mitgliedschaft verpflich-
tet werden und Beiträge zahlen müs-
sen. Die Landesregierung arbeitet an 
einem Gesetzentwurf.

Auch in Schleswig-Holstein hat 
das Sozialministerium ein solches 
Gesetz angekündigt. In Bayern soll 
die Entscheidung darüber in den 
kommenden Wochen fallen. Im Frei-
staat hatten sich in einer Befragung 
etwa 500 von 1.000 Pflegekräften für 
eine Kammer ausgesprochen. Gemes-
sen an den 113.800 Pflegekräften im 
Land sind das aber gerademal 0,44 
Prozent. »Dies kann nicht als demo-
kratische Legitimation und Hand-
lungsauftrag für die Einrichtung einer 
Pflegekammer in Bayern interpretiert 
werden«, erklärte ver.di-Landesfach-
bereichsleiter Dominik Schirmer. Er 
kritisierte zudem Methodik und 
Durchführung der Befragung.

ver.di Bayern beteiligt sich den-
noch an einer vom Gesundheitsminis-
terium eingerichteten Arbeitsgruppe. 
Schirmer fordert, die Politik müsse die 
»Windmühlendebatte« über die Pfle-
gekammer schnellstens beenden und 
sich den tatsächlichen Problemen der 
Pflege zuwenden.                      - red
                                    

Rheinland-Pfalz ja, Hamburg nein
PFLEGEKAMMER
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Auf den ersten Blick sind beide Bilder 
gleich. Doch wer genau hinschaut, wird 
im rechten Bild zehn Fehler erkennen. 
Unter den Einsender/innen verlosen wir:
1. Teampreis: 200 Euro für die Gemein-
schaftskasse
2. Preis: ein rotes ver.di-Badehandtuch 
3. Preis: eine USB-Spritze
4. – 6. Preis: Sophie-Pausentasse

Mitmachen und Gewinnen
Bei der Fehlersuche können alle ver.di-Mit-
glieder mitmachen. Den Teampreis können 
allerdings nur Kolleginnen und Kollegen 
gewinnen, die zusammen arbeiten und 
mindestens zu dritt sind. Die Gewinnchancen 
steigen, wenn wir gleich ein gutes Foto von 
eurem Team bekommen und eine Telefon-
nummer, unter der ihr gut erreichbar seid. 
Was nicht geht, sind Kopien von Fotos auf 
Papier. Wir brauchen für den Druck echte 
Fotoabzüge oder ein digitales Bild als jpg- 
Datei mit mindestens 1 MB. 

Die Lösung bitte an:

1|	 ver.di-Bundesverwaltung
	 Fachbereich 3: »Preisrätsel«
	 Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

2|	 oder als E-Mail an:
	 redaktion.drei@verdi.de

3|	 oder löst das Rätsel gleich online: 
	 http://drei.verdi.de/preisraetsel
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Altenpflege: Schweden besser dran

UNVERGESSEN 

Informationen für den Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen  redaktion.drei@verdi.de

Die Hoffnung nicht aufgegeben
Die Berliner Pflegefachkraft Kiraz 
Akyar freut sich über den Teampreis. 
Sie hat schon oft beim Rätsel mitge-
macht und nie die Hoffnung aufge-
geben, dass sie eines Tages gewinnt. 
»Was ich mir wünsche klappt meist 
irgendwann.« Mit dem Preis möchte 
Kiraz den rund 20 Beschäftigten ihres 
Wohnbereichs im Werner-Bockel-

mann-Haus ein Frühstück spendieren.
Zu Hause möchte Kiraz abschalten 
und denken, dass sie ihre Arbeit gut 
gemacht hat. Gut ist, wenn sie Zeit 
und Zuwendung schenken konnte. 
»Gerade diese Generation von Heim-
bewohnern – die so vieles erlebt und 
hart gearbeitet hat – hat es verdient, 
dass wir ihr menschlich begegnen.«

Viele Augen sehen mehr …

GEWINNERTEAM

Prof. Dr. Dr. Klaus Dörner, Deutsch-
lands bekanntester Sozialpsychiater 
und langjähriger ärztlicher Leiter der 
Westfälischen Klinik für Psychiatrie, 
Psychosomatik und Neurologie in 
Gütersloh, ist am 22. November 
2013 achtzig Jahre alt geworden. 
Generationen ärztlichen und pflegeri-
schen Personals wurden durch sein 
zusammen mit Ursula Plog verfasstes 
Lehrbuch zur Psychiatrie und Psycho-
therapie mit dem schönen Titel »Irren 
ist menschlich« (1978-2010) in Aus- 
und Weiterbildung geprägt.

Anlässlich seines 80. Geburtstags 
haben seine Verlage ein Bändchen 
herausgegeben, in dem 80 Begeg-
nungen mit Klaus Dörner in kurzen 
Geschichten beschrieben werden. 
Unterhaltsame, eindrucksvolle und 
weniger eindrückliche wechseln sich 
ab. Dörners herausragende Charak-
terzüge und Eigenheiten werden in 
sich teils wiederholenden Begeben-
heiten deutlich: Er kommt mit dem 
Zug, geht gerne zu Fuß, ist beschei-

Unkonventioneller Denker
REINLESEN

den und sehr 
belesen, 
schreibt gerne 
Postkarten mit 
Schreibma-
schine, ist ein 
unkonventio-
neller Denker 
und begnade-
ter Redner, 
der auch mal 
sein Manuskript zur Seite legt.  
Wenn sich die Lösung eines durch-
dachten Problems abzeichnet sagt  
er gern: »Man könnte es aber  
auch genau andersherum denken.«

                          GERD DIELMANN

Hartwig Hansen/Christian Zechert/
Fritz Bremer (Hrsg.): Herr Dörner 
kommt mit dem Zug. 80 Jahre – 80 
Begegnungen. Verlage Paranus, 
Psychiatrie und Schattauer, 2013, 
192 Seiten, 24,95 Euro,  
ISBN: 978-3-940636-27-0 

Die Gewinner des Preisrätsels in drei.49:
1. Preis 	 Max Mustermann, 12159 Berlin (Pflegeteam Werner-Bockelmann-Haus, 
	 Berlin, Teampreis: 200 Euro)
2. Preis 	 Maxine Musterfrau, 30453 Hannover (ver.di-Badehandtuch)
3. Preis 	 Max Mustermann, 83052 Bruckmühl (USB-Spritze)
4.–6. Preis	 Maxine Musterfrau, 94034 Passau; Maxine Musterfrau, 96450 Coburg; 
	 Maxine Musterfrau, 69118 Heidelberg (je eine ver.di-Pausentasse)

Einsendeschluss: 1. August 2014

Quelle: Helga Clausnitzer

Dieses Foto schickte uns Helga 
Clausnitzer, die an der Medizini-
schen Fachschule im damaligen 
Karl-Marx-Stadt 1957 ihr Staats-
examen als Krankenschwester 
machte und 43 Jahre in ihrem 
»Traumberuf« gearbeitet hatte.
Die Aufnahme ist aus dem Jahre 
1958 und zeigt die junge Kolle-
gin bei der Vorbereitung einer 
Narkose in der HNO-Abteilung 
des Krankenhauses Mittweida  
in Sachsen. Häufig wurden  
Mittelohroperationen praktiziert, 
indem der Eiterherd hinter der 
Ohrmuschel aufgemeißelt wurde. 
Damals benutzte man noch Äther 
für die Narkose und es gehörte 
zu den Aufgaben einer Kranken-
schwester, bevor die Technik 
immer weiter voranschritt und 
die Anästhesisten diesen Bereich 
übernehmen sollten. 
                           UTE PREUNINGER 

Deutschland Schweden

* Die Angaben zur Anzahl der Pflegebedürftigen in der Nacht sind aufgrund der geringen Stellen-
   besetzung in Deutschland nicht zu überprüfen.
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Das Zahlenverhältnis von Pflegekräf-
ten zu Pflegebedürftigen ist in 
Deutschland weitaus schlechter als 
in Schweden. Wissenschaftlerinnen 
der Universität Vechta haben her-
ausgefunden, dass eine Pflegekraft 
hierzulande tagsüber im ambulanten 
Sektor 12, im stationären Bereich
18 Menschen versorgt. In Schweden
sind es 9 bzw. 8. An Wochenenden 
müssen sich die hiesigen Pflegekräf-
te um fast doppelt so viele Patienten 
kümmern wie ihre schwedischen 
Kolleginnen.

Die von der Hans-Böckler- 
Stiftung geförderte Studie liefert 
weitere interessante Ergebnisse zu 
Arbeitsbedingungen und Berufsver-
weildauer sowie zur Gestaltung von 
Rahmenbedingungen im Vergleich 
beider Länder. Sie schließt mit der 
Beschreibung von Ansatzpunkten 
zur Verbesserung der Situation.   

GERD DIELMANN

Hildegard Theobald, Marta Szebe-
hely, Maren Preuß: Arbeitsbedin-
gungen in der Altenpflege. Die 
Kontinuität der Berufsverläufe – 
ein deutsch-schwedischer Ver-
gleich, edition sigma 2013, 167 
Seiten, 15,90 Euro, ISBN 978-3-
8360-8755-1 

Habt Ihr noch Fotos, die Eure Arbeitsplätze 

vor 40, 60 oder 100 Jahren zeigen?  

Wir freuen uns über jede Einsendung!


